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2. Anhörung 
zum Thema Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes 
(Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz)  
Ihre Schreiben vom 25.10.2025 - Stellungnahme 

 
Sehr geehrter Herr Butzki, 

im Namen des Paritätischen MV danke ich für die erneute 
Möglichkeit zur Stellungnahme zu den vorgeschlagenen An-
passungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz. 

Beigefügt sende ich Ihnen die gewünschte Stellungnahme. Ich 
weise darauf hin, dass es sich um eine Stellung der LIGA MV 
unter Beteiligung des Paritätischen MV handelt.  

 

Bei Rückfragen melden Sie sich gern bei uns  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
Dieter Eichler 
Geschäftsführer 

DER PARITÄTISCHE MV · Gutenbergstraße 1 · 19061 Schwerin 

Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
Ausschuss für Bildung und Kindertagesförderung  
Herrn Butzki 
Lennestr. 1 
19053 Schwerin 

Per Mail: bildungsausschuss@landtag-mv.de 
 

 

Schwerin, 3. November 2025 
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2. Stellungnahme der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Mecklen-
burg-Vorpommern e. V. und des Paritätischen MV zum Entwurf des 
Haushaltsbegleitgesetzes 2026/2027 
 
Schriftliche Stellungnahme für den Ausschusses für Bildung und Kindertagesförde-
rung des Landtags Mecklenburg-Vorpommern am 4. November 2025 

Zusammenfassung 
Die Liga der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
(LIGA MV) und der Paritätische MV nehmen im Rahmen der Haushaltsberatungen zum über-
arbeiteten Entwurf des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz Stellung und danken ausdrücklich für 
diese Möglichkeit. 
Grundsätzlich wird gesehen, dass zahlreiche kritisierte und nach unserer Auffassung in der 
Praxis nicht umsetzbare Regelungen geändert worden sind. 
Wir sehen eine Stärkung des Landesrahmenvertrag KiföG in den vorgenommenen Änderun-
gen (Regelung zu Krankentagen, Pauschalen, Investitionskosten sowie Entgeltblättern). Dies 
begrüßen wir ausdrücklich. 
Zudem begrüßen wir folgende Punkte: 

• Einführung der Möglichkeit von Verbund- bzw. Verbandsverhandlungen 
• Festlegung der Laufzeit einer Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsvereinbarung durch 

die Vertragsparteien 
• Regelungen zum Einvernehmen der Leistungsträgerseite zum Verhandlungsab-

schluss 
• Klarstellung der einmaligen Bekanntgabe von Verhandlungsergebnissen 
• Klarheit über die anzuerkennenden Personalkosten in Verhandlungen 
• Öffnung für Regelungen zu den vorzuhaltenden Grundstücken und Gebäude auf 

kommunaler Ebene 
Bei den vorgesehenen Prüfungsmöglichkeiten durch Gemeinden, Landkreise, Land und Lan-
desrechnungshof muss sichergestellt sein, dass es keine Doppelprüfungen gibt. 
Zur möglichen Einführung einer Schiedsperson im Rahmen der Experimentierklausel halten 
wir nach wie vor ein Wahlrecht zwischen Schiedsperson und Schiedsstelle für notwendig. 
Sehr wichtig ist uns folgender Hinweis: 
Für uns ist die Frage nach wie vor nicht gelöst, ob wir eine Kita-Finanzierung nach dem Prin-
zip der Prospektivität oder der Kostenerstattung bekommen sollen. 
Wir sehen den § 24a Abs. 5 KiföG M-V als in der Praxis für beide Seite schwer umsetzbar 
und als konfliktbehaftet an. Insbesondere der Widerspruch zu § 24 Abs. 1 KiföG M-V ist nicht 
gelöst. 
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Schwerpunkt 
Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern und der Paritätische MV 
versperren sich nicht grundsätzlich der Diskussion über den Umgang mit Überschüssen be-
ziehungsweise Minderausgaben im Rahmen von Leistungs- und Entgeltvereinbarungen nach 
dem KiföG M-V. Eine verantwortungsvolle und transparente Mittelverwendung ist auch im In-
teresse der Träger. 
Allerdings kann eine Verrechnung von Überschüssen nur dann sachgerecht und partner-
schaftlich erfolgen, wenn Verluste bzw. Unterdeckungen gleichermaßen berücksichtigt wer-
den. Einseitige Regelungen zu Lasten der Träger würden nicht nur das Prinzip der Ausgewo-
genheit verletzen, sondern auch zu erheblichen wirtschaftlichen Risiken und einer strukturel-
len Unterfinanzierung führen. 
Die nachfolgende Stellungnahme konzentriert sich bewusst ausschließlich auf den geplanten 
§ 24a Abs. 5 des Entwurfs zur Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern (KiföG M-V). Dieser Regelungsinhalt ist von derart grundlegender Tragweite für 
die Finanzierungssystematik und die Trägerlandschaft im Bereich der Kindertagesförderung, 
dass er als systementscheidend zu bewerten ist. 
Sollte dieser Paragraf in der derzeit vorliegenden Form oder nur marginal verändert Gesetz 
werden, hätte dies schwerwiegende und strukturell belastende Folgen für die Finanzierung, 
Planungssicherheit und Existenzfähigkeit freier und kommunaler Träger gleichermaßen. § 
24a Abs. 5 greift tief in bestehende Finanzierungsstrukturen ein, ohne die notwendigen recht-
lichen, verwaltungspraktischen und ökonomischen Voraussetzungen zu schaffen. Damit stellt 
er die Tragfähigkeit des gesamten Entgelt- und Finanzierungsmodells nach dem KiföG M-V 
infrage. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es eher nebensächlich, zu weiteren Regelungsteilen des 
Gesetzesentwurfs detailliert Stellung zu beziehen, solange der Wortlaut und die Systematik 
des § 24a Abs. 5 nicht grundlegend überarbeitet wird. Dieser Paragraf ist als Kernregelung 
zu bewerten, deren derzeitige Ausgestaltung jede weitergehende Gesetzesfortschreibung 
konzeptionell überlagert. 
Die Stellungnahme befasst sich daher schwerpunktmäßig mit § 24a Abs. 5 KiföG M-V und 
dessen rechtliche, finanzielle und praktische Implikationen. 
 

§ 24a Abs. 5 KiföG M-V Entwurf 
Ergeben sich im Vereinbarungszeitraum Minderausgaben in der Kostenart Personal, ist der 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe befugt, zu entscheiden, ob diese Mittel bei der 
nachfolgenden Entgeltverhandlung hinsichtlich der Kostenart Personal entgeltmindernd be-
rücksichtigt oder einer Personalkostenrücklage zugeführt werden. Für Minderausgaben in 
den Kostenarten Investitionen sowie Sach- und Bewirtschaftungskosten kann der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festlegen, dass diese einer Betriebskostenrücklage und – 
bei Trägern, die Eigentümer sind oder diesen wirtschaftlich gleichgestellt werden – zusätzlich 
einer Investitionsrücklage zuzuführen sind. Die gebildeten Rücklagen sind vom Träger nach-
weislich innerhalb von vier Wirtschaftsjahren zur Erfüllung der in diesem Gesetz geregelten 
Aufgaben einzusetzen. Sie sind marktüblich zu verzinsen. Die Berechnung der zulässigen 
Rücklagenhöhe erfolgt einrichtungsbezogen, die Verwendung kann trägerbezogen erfolgen, 
wenn der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe dem zustimmt. 
 
Der Entwurf des § 24a Abs. 5 KiföG M-V sieht nunmehr vor, dass Minderausgaben in den 
Kostenarten Personal, Sach- und Bewirtschaftungskosten sowie Investitionen vom örtlichen 
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Träger der öffentlichen Jugendhilfe und nicht mehr vom Träger der Kindertageseinrichtung 
verwaltet werden. 
Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe entscheidet dabei allein, ob Mittel aus Minder-
ausgaben 

• der nachfolgenden Entgeltverhandlung entgeltmindernd berücksichtigt oder 
• in Rücklagen (Personal-, Betriebs- oder Investitionsrücklage) eingestellt werden. 

Die Entscheidung ist einseitig, nicht an festgelegte Kriterien gebunden und erfolgt ohne Be-
teiligung oder Zustimmung des Einrichtungsträgers. 
Die Rücklagen sind innerhalb von vier Wirtschaftsjahren nachweislich zu verwenden und 
marktüblich zu verzinsen. 
Die Regelung kollidiert mit der Regelung § 24 Abs. 1 Satz 4 KiföG M-V „Nachträgliche Aus-
gleiche sind nicht zulässig.“ und überträgt nach wie vor wirtschaftliche Risiken vollständig auf 
die freien Träger. 
Diese tragen künftig allein die Verantwortung für Finanzierungsschwankungen, Personalfluk-
tuation und tarifbedingte Mehrkosten. Somit erfolgt ein kontinuierlicher Substanzverlust der 
durch die öffentlichen Träger abgeschöpft wird. An keiner Stelle ist geplant, diese eingespar-
ten Gelder in die Qualitätssteigerung zu investieren. 

Unbestimmter Rechtsbegriff „Minderausgabe“  
Der Begriff „Minderausgabe“ bildet das zentrale Tatbestandsmerkmal des geplanten § 24a 
Abs. 5 KiföG M-V – und bleibt zugleich völlig undefiniert. Weder das Kindertagesförderungs-
gesetz Mecklenburg-Vorpommern noch die Begründung des Gesetzesentwurfs enthalten 
eine Konkretisierung, was genau unter einer Minderausgabe zu verstehen ist, wie sie zu er-
mitteln ist und welche Bezugsgröße für die Bewertung maßgeblich sein soll. 
Diese Unbestimmtheit ist nicht nur rechtstechnisch problematisch, sondern auch praktisch 
unlösbar. Denn ohne klare Definition und Berechnungssystematik kann weder eine einheitli-
che Verwaltungspraxis entstehen, noch kann ein Träger nachvollziehen, wann und in welcher 
Höhe bei ihm überhaupt Minderausgaben vorliegen sollen und wie er seine Betriebsführung 
darauf ausrichten kann.  
Vor diesem Hintergrund stellen sich insbesondere folgende Fragen an den Landesgesetzge-
ber: 

Wer ermittelt die Minderausgaben? 
Auf welchen Zeitraum bezieht sich die Ermittlung der Minderausgaben? Das Gesetz spricht 
vom „Vereinbarungszeitraum“, dieser deckt sich jedoch nicht zwingend mit dem Wirtschafts-
jahr (Kalenderjahr). Nur für ein Wirtschaftsjahr liegen aber belastbare Zahlen beim Träger 
der Kindertageseinrichtung vor. Es wird zu bedenken gegeben, dass Jahresabschlüsse deut-
lich zeitverzögert zu erstellen sind. Wie sollen in einem unterjährigen oder mehrjährigen Ver-
einbarungszeitraum (z. B. 1. August bis 31. Juli) Minderausgaben abgegrenzt werden? 

Was also soll die maßgebliche Vergleichsbasis für die Feststellung einer Min-
derausgabe sein? 

Sind dies  
• die vereinbarte jährliche Kostenkalkulation, 
• die tatsächlich geleisteten Zahlungen oder 
• eine fiktive Vergleichsberechnung aufgrund der tatsächlichen Kinderzahlen? 

 
Beispiel: 
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Eine Kindertageseinrichtung betreut in einer Krippengruppe regelmäßig sechs ganztags betreute 
Kinder. 
Es ergibt sich daraus eine Personalausstattung von beispielsweise 1,0 Vollzeitkraft pädagogischen 
Personals. 
Im Laufe des Vereinbarungszeitraums reduziert ein Kind dauerhaft seinen Betreuungsumfang (z. B. 
wegen Wechsel in die Tagespflege oder Wegzug). Die Einrichtung betreut nun nur noch fünf Ganz-
tagskinder. 
Gemäß dem Personalschlüssel passt der Träger die Personalausstattung auf 5/6 einer Vollzeitstelle 
an und hält damit die vereinbarte Personalausstattung ein. 

• Die Einrichtung reduziert dadurch die Personalkosten um etwa 1/6 einer Fachkraftstelle. 
Das entspricht beispielsweise einer jährlichen Einsparung von rund 8.000 €. 

• Gleichzeitig sinken die Einnahmen der Platzkosten, da für das nicht mehr zu berücksichti-
gende Kind keine Refinanzierung mehr erfolgt. 
Der Einnahmeverlust beträgt mehr als 8.000 €, da auch Fixkosten nicht mehr finanziert wer-
den.  

• Damit besteht keine wirtschaftliche Entlastung, sondern lediglich eine verkleinerte Kosten- 
und Einnahmenbasis. 

Nach dem Wortlaut des § 24a Abs. 5 KiföG M-V-Entwurfs könnte der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nun feststellen, dass sich in der Kostenart Personal eine „Minderausgabe“ ergeben hat. 
Denn im Vergleich zur ursprünglichen Vereinbarung (mit sechs Ganztagsplätzen und 1,0 VZÄ Per-
sonal) sind die Personalausgaben rechnerisch gesunken. 
Nach der geplanten Regelung kann der örtliche Träger nun: 

1. entscheiden, dass diese „Minderausgabe“ entgeltmindernd zu berücksichtigen ist, oder 
2. die Mittel einer Personalkostenrücklage zuzuführen. 

Beide Varianten führen dazu, dass der Einrichtungsträger finanziell schlechter gestellt wird, obwohl 
die Senkung des Personals geboten und wirtschaftlich neutral war. 
 

Über dieses vereinfachte Beispiel hinaus, ergeben sich aus der Betriebsführung einer 
Kindertageseinrichtung weitere ungeklärte Fragen, die die Komplexität weiter erhö-
hen: 

• Wie sollen Schwankungen innerhalb des Jahres (z. B. durch Krankheitsvertretungen, 
Teilzeitänderungen, Elternzeit, Personalwechsel) bewertet werden? 

• Wird eine kurzfristige Vakanz bereits als Minderausgabe gewertet, obwohl der Träger 
die Personalverpflichtung weiterträgt (z. B. durch Urlaubs- und Lohnfortzahlungsan-
sprüche)? 

• Wie werden tarifliche Nachzahlungen oder Rückstellungen berücksichtigt, die erst im 
Folgejahr wirksam werden? 

• Nach welcher Methode soll die Höhe der Minderausgaben ermittelt werden? 
o auf Basis des Jahresabschlusses,  
o einer Kostenträgerrechnung oder  
o einer einfachen Einnahmen-Ausgaben-Übersicht? 

• Wie stellt der Landesgesetzgeber sicher, dass periodenübergreifende Vorgänge (z. B. 
Rückstellungen für Urlaubsabgeltungen, Sonderzahlungen) nicht fälschlich als Min-
derausgaben gewertet werden? 

• Wie wird verhindert, dass Minderausgaben aus einem Vereinbarungszeitraum in den 
nächsten übertragen oder doppelt erfasst werden? 

• Gibt es Schwellenwerte, unterhalb derer keine Betrachtung erfolgen soll (z. B. Baga-
tellgrenzen)? 

• Wie soll verhindert werden, dass verschiedene Jugendämter unterschiedliche Maß-
stäbe für die Ermittlung und Bewertung von Minderausgaben anwenden? 

• Welche Rechtsmittel stehen den Trägern zur Verfügung, wenn sie die Feststellung ei-
ner Minderausgabe oder deren Höhe für fehlerhaft halten? 
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Ohne eine klare gesetzliche Definition, Berechnungssystematik und zeitliche Abgrenzung 
bleibt völlig unklar, 

• was eine Minderausgabe ist, 
• wie sie zu ermitteln ist,  
• wer sie zu ermitteln hat und 
• wann sie vorliegt. 

In der Folge droht eine uneinheitliche, intransparente und damit willküranfällige Verwaltungs-
praxis. 
Besonders problematisch ist, dass der Vereinbarungszeitraum i.d.R. nicht deckungsgleich 
mit dem Kalenderjahr ist und daher periodenverschobene Aufwendungen und Rückstellun-
gen zwangsläufig zu falschen Ergebnissen führen würden. 

Einführung eines neuen Verwaltungsverfahrens 
Zudem wird mit § 24a Abs. 5 faktisch ein Verwaltungsverfahren eingeführt: 
Die Entscheidung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, wie hoch Minderausga-
ben sind und ob diese entgeltmindernd oder rücklagenbildend behandelt werden, ist eine ho-
heitliche Einzelfallregelung mit Außenwirkung und damit ein Verwaltungsakt im Sinne des § 
35 Satz 1 VwVfG. 
Allerdings fehlen vollständig verfahrensleitende Bestimmungen: 

• Es gibt keine Regelung zur Anhörung oder Beteiligung des Trägers (§ 28 VwVfG). 
• Es wird nicht bestimmt, innerhalb welcher Fristen und nach welchen Kriterien der ört-

liche Träger entscheidet. 
• Ein Verwaltungsakt muss begründet werden. Er kann mit einem Widerspruch ange-

griffen werden und im Anschluss ist der Verwaltungsweg eröffnet.  
• Diese Entscheidung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ist der Ver-

handlung entzogen und damit auch einem Schiedsstellenverfahren.  
In der Praxis bedeutet das: Unterschiedliche Jugendämter könnten nach völlig unterschiedli-
chen Maßstäben über die Verwendung von Minderausgaben entscheiden – ohne Transpa-
renz, ohne Vergleichbarkeit, ohne Kontrolle. 

Erheblicher bürokratischer und finanzieller Mehraufwand 
Die vorgesehene Möglichkeit des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, Minderaus-
gaben zu ermitteln bzw. zu prüfen, anzurechnen oder Rücklagen zuzuordnen, führt zu einem 
erheblichen bürokratischen und finanziellen Mehraufwand. Besonders gravierend ist dabei, 
dass sich der Vereinbarungszeitraum regelmäßig nicht mit dem Kalenderjahr deckt. 
In der Praxis bedeutet das: 

• Der Träger bilanziert seine Kosten und Erträge regelmäßig nach dem Kalenderjahr. 
• Der örtliche Träger ermittelt oder prüft Minderausgaben aber nach dem Vereinba-

rungsjahr, das z. B. vom 1. August bis 31. Juli laufen kann. 
• Damit müssen alle relevanten Kostenarten doppelt abgegrenzt und geprüft werden – 

einmal für die steuerliche Jahresrechnung, einmal für die Entgeltprüfung. 
Die Ermittlung und Prüfung des Minderaufwandes ist also ein separates, zusätzliches Ver-
fahren, das weder in bestehende Buchhaltungsstrukturen integriert noch automatisiert wer-
den kann. 
Wenn der örtliche Träger entscheidet, dass Minderausgaben einer Rücklage zuzuführen 
sind, entsteht eine neue, komplexe Buchungs- und Nachweispflicht. 
Das erfordert buchhalterische Expertise, die weit über das übliche Maß der laufenden Lohn- 
und Finanzbuchhaltung hinausgeht. 
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Hinzu kommt die Abstimmung und Genehmigung durch den örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe bei jeder Rücklagenbewegung. Hier fehlt es ebenso an verfahrensleitenden Best-
immungen. 
Der Verwaltungsmehraufwand steht in keinem Verhältnis zum intendierten Zweck der Rege-
lung. 
Damit wird das Prinzip der partnerschaftlichen Zusammenarbeit nach § 4 SGB VIII aufgege-
ben und durch einseitige Steuerung ersetzt. 
Sollte der Landesgesetzgeber keine ausgewogene Regelung schaffen, die sowohl Über-
schüsse als auch Verluste berücksichtigt und damit das partnerschaftliche Prinzip wahrt, 
muss zwingend am bisherigen System der prospektiven Leistungs- und Vergütungsvereinba-
rungen festgehalten werden. 
Ein Übergang zu einer einseitigen nachträglichen Mittelverrechnung ohne Absicherung von 
Risiken ist weder wirtschaftlich noch rechtlich vertretbar und gefährdet die Leistungsfähigkeit 
der Trägerlandschaft in Mecklenburg-Vorpommern. Die Liga M-V und der Paritätische MV 
stehen hierzu weiterhin für konstruktive Lösungen zur Verfügung – jedoch nur auf der Grund-
lage von Planungssicherheit, Fairness und Gleichbehandlung. 
 
Wir kommen daher zu folgendem Ergebnis: 
Die geplante Regelung des § 24a Abs. 5 KiföG M-V ist rechtlich, systematisch und 
praktisch nicht tragfähig. Dieser Absatz sollte daher gestrichen werden.  
 

Weitere Regelungen 
Zu den weiteren Regelungen und die Hinweise wird auf die beigefügte Synopse und die Hin-
weise in der Spalte „Bemerkungen / Hinweise LIGA M-V & Paritätischer MV“ verwiesen. 
 
 
Schwerin, den 04.11.2025 
 
 
 
gez. Dieter Eichler 
Geschäftsführer 
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Synopse Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 – Stand: 21.10.2025 12:30 Uhr - LIGA M-V / Paritätischer MV 04.11.2025 
 

Kindertagesförderungsgesetz in der  
geltenden Fassung 

Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 –  
Stand Landtags-Drucksache 8/5199 vom 13.08.2025 

Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 –  
Stand: 17.10.2025 12:15 Uhr 

Bemerkungen / Hinweise LIGA M-V & 
Paritätischer MV  

Inhaltsübersicht: u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 1 Ziele u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 2 Begriffsbestimmungen u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 3 Aufgaben der frühkindlichen Bildung u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 4 Kinderschutz u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 5 Gesundheitsvorsorge u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 6 Anspruch auf Kindertagesförderung; 
Wunsch- und Wahlrecht 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 7 Umfang der Förderung und Öffnungszeiten u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 8 Sicherstellungsauftrag u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 9 Kinder mit besonderem Förderbedarf u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
Abschnitt 2 
Betrieb von Kindertageseinrichtungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 10 Betriebserlaubnis u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 11 Leistungsangebot der Kindertageseinrich-
tungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 12 Qualitätsentwicklung und -sicherung u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 13 Einsatz des pädagogischen Personals u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 14 Bemessung des pädagogischen Perso-
nals 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 15 Leitung einer Kindertageseinrichtung u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 16 Fach- und Praxisberatung u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 17 Ausbildungsplatzplanung, Aus-, Fort- und 
Weiterbildung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 3 
Kindertagespflege 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 18 Erlaubnis zur Kindertagespflege u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 19 Qualifikation der Kindertagespflegeperson u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 20 Fort- und Weiterbildung der Kindertages-
pflegeperson 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 4 
Mitwirkung von Eltern und Kindern 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 21 Bildungs- und Erziehungspartnerschaft u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 22 Elternvertretungen u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 23 Mitwirkung der Kinder u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
Abschnitt 5 
Finanzierung der Kindertagesförderung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 24 Vereinbarungen über Leistung, Entgelt 
und Qualitätsentwicklung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

 § 24a Form und Inhalt der Vereinbarungen § 24a Form und Inhalt der Vereinbarungen  
 § 24b Landesrahmenvertrag § 24b Landesrahmenvertrag  
§ 25 Grundsätze der Finanzierung u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 26 Finanzielle Beteiligung des Landes u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 26a Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der 
Ausgaben für den erhöhten Bedarf an Hortför-
derung während der Schulferien 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 26b Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der 
Ausgaben der Ausbildungsvergütung nach § 
14 Absatz 7 Satz 2 bis 4 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 27 Finanzielle Beteiligung der Gemeinden u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 28 Finanzielle Beteiligung der örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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§ 29 Finanzielle Beteiligung der Eltern u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 30 Finanzierung bei Inanspruchnahme von 
Plätzen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs 
des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugend-
hilfe 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 6 
Vorrang bundesrechtlicher Regelungen, 
Auskünfte, Prüfungsrechte, Verordnungs-
ermächtigungen, Evaluation, Übergangs- 
und Schlussbestimmungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 31 Vorrang bundesrechtlicher Regelungen u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 32 Einholung von Auskünften u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 33 Prüfungsrechte u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 34 Verordnungsermächtigung u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 35 Übergangsvorschriften u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
§ 36 Evaluation u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
 § 37 Experimentierklausel § 37 Experimentierklausel  

Abschnitt 1  
Allgemeine Vorschriften 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 1 
Ziele 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Kindertagesförderung hat die individu-
elle Förderung der Entwicklung eines jeden Kin-
des und dessen Erziehung zu einer eigenver-
antwortlichen gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit zum Ziel. Pflege und Erziehung der Kin-
der sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuallererst ihnen obliegende Pflicht. Die Kinder-
tageseinrichtungen und die Kindertagespflege 
unterstützen und ergänzen den Förderauftrag 
gegenüber allen Kindern. Das Land Mecklen-
burg-Vorpommern trägt nach Maßgabe dieses 
Gesetzes zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege 
und Beruf bei. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Förderung von Kindern in Kindertages-
einrichtungen und in Kindertagespflege erfüllt 
einen eigenständigen alters- und entwicklungs-
spezifischen Bildungs-, Erziehungs- und Be-
treuungsauftrag entsprechend der grundge-
setzlich verankerten Werteordnung. Die Kinder-
tagesförderung hat die individuelle Förderung 
der Kinder unter Berücksichtigung sozialer so-
wie sozialräumlicher Gegebenheiten zum Ziel. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Die individuelle Förderung aller Kinder hat 
sich pädagogisch und organisatorisch an den 
Bedürfnissen, dem Entwicklungsstand und den 
Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder und den 
Bedürfnissen der Eltern zu orientieren. Kinder 
sollen über den Familienrahmen hinaus dabei 
unterstützt werden, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. aktuelle und zukünftige Lebensanfor-
derungen sowie weitere Bildungsver-
läufe erfolgreich zu bewältigen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. die Befähigung zu erlangen, ein Leben 
lang zu lernen und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. verantwortlich am gesellschaftlichen 
Leben teilzuhaben. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Die individuelle Förderung soll insbesondere 
Benachteiligungen entgegenwirken, die der 
Chancengerechtigkeit beim Eintritt in die 
Schule entgegenstehen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Kindertagesförderung unterstützt die 
Gleichstellung der Geschlechter sowie die Er-
ziehung zu Toleranz gegenüber anderen Men-
schen und zu Akzeptanz von anderen Kulturen 
und Lebensweisen. Im Rahmen der Förderung 
wird dem Schutz des Kindes in besonderer 
Weise Rechnung getragen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Kinderrechte werden geachtet und al-
tersgerecht vermittelt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Kindertagesförderung ist die Förderung von 
Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kin-
dertagespflege. Die Förderung umfasst die Bil-
dung, Erziehung und Betreuung des Kindes. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Kindertageseinrichtungen im Sinne dieses 
Gesetzes sind familienunterstützende und fami-
lienergänzende Einrichtungen, in denen Kinder 
bis zum Schuleintritt und schulpflichtige Kinder 
bis zum Ende des Besuchs der Grundschule für 
einen Teil des Tages oder ganztags gefördert 
werden. Kindertageseinrichtungen werden mit 
einer oder mehreren der folgenden Förderarten 
geführt: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Krippen für Kinder bis zum Beginn des 
Monats, in dem sie das dritte Lebens-
jahr vollenden, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Kindergärten für Kinder vom Beginn 
des Monats, in dem sie das dritte Le-
bensjahr vollenden, bis zum Eintritt in 
die Schule, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Horte für Kinder vom Eintritt in die 
Schule bis zum Ende des Besuchs der 
Grundschule. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Kindertagespflege ist eine familienunterstüt-
zende und -ergänzende Form der regelmäßi-
gen Förderung von Kindern durch eine geeig-
nete Kindertagespflegeperson in ihrem Haus-
halt, im Haushalt der Eltern oder in anderen ge-
eigneten Räumen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die je-
weiligen Personensorgeberechtigten im Sinne 
des § 7 Absatz 1 Nummer 5 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch. 

u n v e r ä n d e r t  u n v e r ä n d e r t   

(5) Gemeinde im Sinne dieses Gesetzes ist die-
jenige, in der das Kind gemäß § 86 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(6) Zum pädagogischen Personal gehören pä-
dagogische Fachkräfte und Assistenzkräfte. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(7) Pädagogische Fachkräfte im Sinne dieses 
Gesetzes sind 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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1. Staatlich anerkannte Erzieherinnen 
und Erzieher sowie staatlich aner-
kannte Erzieherinnen und Erzieher für 
0- bis 10-Jährige, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Diplompädagoginnen und Diplompäda-
gogen mit dem Nachweis sozialpäda-
gogischer Ausbildung, Diplomsozialpä-
dagoginnen und Diplomsozialpädago-
gen, Diplomsozialarbeiterinnen und 
Diplomsozialarbeiter, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Personen mit einem fachlich Nummer 2 
entsprechenden Universitäts- oder 
Fachhochschulabschluss sowie Perso-
nen mit einem Universitäts- oder Fach-
hochschulabschluss mit 120 Credit 
Points im pädagogischen Bereich, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Diplom-Erziehungswissenschaftlerin-
nen und Diplom-Erziehungswissen-
schaftler, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

5. Staatlich anerkannte Heilpädagogin-
nen und Heilpädagogen, staatlich aner-
kannte Heilerziehungspflegerinnen und 
Heilerziehungspfleger und Personen 
mit gleichwertigen Abschlüssen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. Erzieherinnen und Erzieher im jeweili-
gen Bereich, die eine Teilanerkennung 
für einen Fachschulabschluss als Krip-
penerzieherin oder Krippenerzieher, 
Kindergärtnerin oder Kindergärtner, 
Horterzieherin oder Horterzieher ha-
ben, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

7. Staatlich anerkannte Kindheitspädago-
ginnen und Kindheitspädagogen von 
Fachhochschulen, pädagogischen 
Hochschulen oder sonstigen Hoch-
schulen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

8. Personen mit der Befähigung für das 
Lehramt im Primarbereich, Sekundar-
bereich I oder Sonderpädagogik sowie 
Personen, die die erste Staatsprüfung 
für dieses Lehramt erfolgreich bestan-
den haben, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

9. Grundschullehrkräfte mit der Befähi-
gung zur Arbeit in Heimen und Horten, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

10. Gemeindepädagoginnen und Gemein-
depädagogen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

11. Tanzpädagoginnen und Tanzpädago-
gen, Musikpädagoginnen und Musikpä-
dagogen, Sportpädagoginnen und 
Sportpädagogen, Theaterpädagogin-
nen und Theaterpädagogen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

12. Logopädinnen und Logopäden, Fami-
lienpflegerinnen und Familienpfleger, 
Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
gerinnen und Gesundheits- und Kinder-
krankenpfleger, Hebammen und Ent-
bindungspfleger, Physiotherapeutin-

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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nen und Physiotherapeuten sowie Er-
gotherapeutinnen und Ergotherapeu-
ten. 

(8) Assistenzkräfte im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Sozialassistentinnen und Sozialassis-
tenten sowie 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger. u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
Über den Einsatz von Assistenzkräften ent-
scheidet der jeweilige Träger der Kindertages-
einrichtung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(9) Alltagshilfskräfte im Sinne dieses Gesetzes 
sind Personen, die zur Unterstützung der päda-
gogischen Fachkräfte für nicht pädagogische 
Aufgaben eingesetzt werden können. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(10) Träger von Kindertageseinrichtungen ha-
ben die Gewähr für eine den Zielen des Grund-
gesetzes förderliche Arbeit zu bieten und kön-
nen im Sinne dieses Gesetzes sein: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. anerkannte Träger der freien Jugend-
hilfe, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Gemeinden sowie kommunale Zweck-
verbände und Ämter, denen die Auf-
gabe von den Gemeinden übertragen 
wurde, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Selbstorganisierte Elterninitiativen im 
Sinne des § 25 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. andere Träger, welche die Vorausset-
zungen nach § 74 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 5 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch erfüllen und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

5. Schulträger als Träger von Horten. u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
(11) Die Eltern und der Träger der Kindertages-
einrichtung oder die Kindertagespflegeperson 
schließen einen schriftlichen Betreuungsver-
trag, der insbesondere die das Wohl des Kindes 
betreffenden wesentlichen Punkte sowie die re-
gelmäßigen wöchentlichen Betreuungszeiten 
umfasst. 

u n v e r ä n d e r t 
 
 

u n v e r ä n d e r t 
 
 

 

§ 3 
Aufgaben der frühkindlichen Bildung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Kinder sollen in besonderer Weise per-
sonale, soziale, kognitive, körperliche und mo-
torische Kompetenzen sowie Kompetenzen im 
alltagspraktischen Bereich insbesondere in fol-
genden Bildungs- und Erziehungsbereichen er-
werben: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Alltagsintegrierte Sprachbildung und 
Kommunikation, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Personale und sozial-emotionale Ent-
wicklung, Werteorientierung und Religi-
osität, kultursensitive Kompetenzen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Elementares mathematisches Denken, 
Welterkundung sowie technische und 
naturwissenschaftliche Grunderfahrun-
gen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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4. Medien und digitale Bildung, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
5. Musik, ästhetische Bildung und bildne-

risches Gestalten, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. Körper, Bewegung, Gesundheit und 
Prävention, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

7. Umweltbildung und Bildung für nach-
haltige Entwicklung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Frühkindliche Bildung und Erziehung bein-
haltet die Anleitung zur gesunden Lebensfüh-
rung. Sie unterstützt die Entwicklung des Ge-
sundheitsbewusstseins, insbesondere in Bezug 
auf hygienisches Verhalten, tägliche Zahn-
pflege, gesunde Ernährung und Bewegung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Grundlage der individuellen Förderung der 
Kinder in der Kindertagesförderung ist die ver-
bindliche Bildungskonzeption für 0- bis 10-jäh-
rige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern des 
fachlich für die Kindertagesförderung zuständi-
gen Ministeriums. Die Umsetzung der Bildungs-
konzeption hat sich in den Leistungs-, Entgelt- 
und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen 
nach § 24 unter Beachtung der einrichtungs-
spezifischen Konzeption widerzuspiegeln. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Kindertagesförderung hat den Auftrag, 
den Übergang von Kindern in die Grundschule 
gezielt und altersgerecht, unter anderem durch 
die Förderung der basalen sprachlichen und 
mathematischen Kompetenzen, vorzubereiten, 
zu begleiten und mitzugestalten. Dazu sollen 
die pädagogischen Fachkräfte in Kindertages-
einrichtungen, Kindertagespflegepersonen und 
Lehrkräfte der Grundschulen in einem gleichbe-
rechtigten, partnerschaftlichen Verhältnis Zu-
sammenarbeiten. Die Grundsätze für eine Zu-
sammenarbeit zwischen Kindertageseinrich-
tungen und Grundschulen sollen in Vereinba-
rungen festgelegt werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Die individuelle Förderung von Kindern in 
Horten ist ein Bildungs-, Erziehungs- und Be-
treuungsangebot in Kooperation mit der Schule. 
Die Förderung unterstützt die Kinder bei der Be-
wältigung der Anforderungen des Schulalltags. 
Die Träger des Hortes sowie die jeweiligen 
Schulen schließen hierzu eine Vereinbarung 
über gemeinsam getragene, aufeinander abge-
stimmte pädagogische Grundsätze ab. Diese 
Vereinbarung beinhaltet insbesondere, durch 
welche schulbezogenen Maßnahmen der Hort 
die Kinder bei der Bewältigung der Anforderun-
gen des Schulalltages unterstützt. Der Hort hat 
durch dieses Angebot zu gewährleisten, dass 
alle Kinder, die den Hort besuchen, ihre Haus-
aufgaben während ihres Hortbesuches erledi-
gen können. Darüber hinaus fördert der Hort die 
Befähigung der Kinder zur zunehmend selbst-
ständigen und aktiven Gestaltung ihrer Freizeit. 

u n v e r ä n d e r t  u n v e r ä n d e r t   
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(6) Grundlage der individuellen Förderung ist in 
allen Altersstufen eine alltagsintegrierte Be-
obachtung und Dokumentation des kindlichen 
Entwicklungsprozesses durch die pädagogi-
schen Fachkräfte und Kindertagespflegeperso-
nen. Spätestens drei Monate nach Eintritt des 
Kindes in den Kindergarten erfolgt regelmäßig 
die Beobachtung und Dokumentation auf Basis 
landesweit verbindlich festgelegter Verfahren. 
Im Rahmen dessen wird bei den Kindern im Al-
ter von vier bis fünf Jahren besonderes Augen-
merk auf die Entwicklung der Sprache gelegt. 
Bei erheblichen Abweichungen von der alters-
gerechten, sprachlichen, sozialen, kognitiven, 
emotionalen oder körperlichen Entwicklung des 
Kindes, soll eine gezielte individuelle Förderung 
auf der Grundlage eines jährlich fortzuschrei-
benden Entwicklungsplans erfolgen. Entspre-
chendes ist für die Kindertagespflege anzustre-
ben. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Ergebnisse der Beobachtung und die 
Dokumentation nach Absatz 6 sind Gegenstand 
von regelmäßigen Entwicklungsgesprächen mit 
den Eltern. Sie werden mit der schriftlichen Ein-
willigung der Eltern der Grundschule und dem 
Hort zur Verfügung gestellt und von diesen in 
die weiterführende individuelle Förderung ein-
bezogen. In dem Jahr des voraussichtlichen 
Eintritts in die Schule sind die Eltern über die 
Ergebnisse der individuellen Förderung und 
über das Erfordernis ihrer Einwilligung zur Da-
tenübermittlung an Grundschule und Hort zu 
unterrichten. Für die Unterrichtung und für die 
Einwilligung zur Datenweitergabe ist der amtli-
che Vordruck des fachlich für die Kindertages-
förderung zuständigen Ministeriums zu verwen-
den. Willigen die Eltern nicht in die Datenüber-
mittlung ein, ist die Dokumentation ein Jahr, 
nachdem das Kind die Kindertageseinrichtung 
oder die Kindertagespflege verlassen hat, da-
tenschutzgerecht zu vernichten. Letzteres gilt 
auch für die Erklärung der Eltern, nicht einwilli-
gen zu wollen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(8) Kinder, die Deutsch als weitere Sprache ler-
nen, sind dabei besonders zu fördern. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 4 
Kinderschutz 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Träger der Kindertageseinrichtungen 
und die Kindertagespflegepersonen haben das 
Wohl des Kindes in der Kindertagesförderung 
zu gewährleisten und sind an die Arbeit lokaler 
Netzwerke Kinderschutz und Frühe Hilfen an-
geschlossen. Sie wirken daraufhin, dass geeig-
nete Maßnahmen zum Wohle der geförderten 
Kinder und zur Unterstützung ihrer Eltern ergrif-
fen werden. Dazu arbeiten sie mit den Eltern, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe und anderen Partnern im Sozialraum part-
nerschaftlich zusammen. 
(2) Werden durch das pädagogische Personal 
der Kindertageseinrichtung oder die Kinderta-
gespflegeperson gewichtige Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohls eines Kindes wahr-
genommen, ist ein sofortiges Handeln gemäß § 
8a Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch erforderlich. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Sollten sich Hinweise auf eine Beeinträchti-
gung des Wohls eines Kindes außerhalb des 
Verfahrens nach § 8a Absatz 4 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch ergeben, entscheidet 
die Leitung der Kindertageseinrichtung oder die 
Kindertagespflegeperson unter Mitwirkung der 
Eltern über die unverzügliche Information des 
örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
über diese Hinweise. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 5 
Gesundheitsvorsorge 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Kindertageseinrichtungen und die Kin-
dertagespflegepersonen sollen vor der Auf-
nahme eines Kindes von den Eltern Angaben 
über den Zeitpunkt und die Stufe der letzten 
Früherkennungsuntersuchung und den 
Impfstatus verlangen. Bei festgestellten (diag-
nostizierten) Entwicklungsauffälligkeiten wirken 
das pädagogische Personal der Kindertages-
einrichtungen und die Kindertagespflegeperso-
nen gemeinsam mit den Eltern auf deren Besei-
tigung hin. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Kindertageseinrichtungen und die Kin-
dertagespflegepersonen sollen den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst bei der Durchführung 
von Untersuchungen und Maßnahmen der Ge-
sundheitsförderung und Prävention unterstüt-
zen. Sie wirken gegenüber den Eltern darauf 
hin, dass die Kinder an den Früherkennungsun-
tersuchungen nach § 26 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch und an den öffentlich emp-
fohlenen Schutzimpfungen teilnehmen. Außer-
dem wirken sie darauf hin, dass die Kinder re-
gelmäßig auch an zahnärztlichen Früherken-
nungsuntersuchungen teilnehmen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Anspruch auf Aufnahme des Kindes und 
das Wahlrecht der Eltern nach § 6 bleiben un-
berührt. 

u n v e r ä n d e r t  u n v e r ä n d e r t   

(4) In den Kindertageseinrichtungen und den 
Räumen der Kindertagespflege sowie auf dem 
jeweiligen Außengelände ist der Konsum von 
Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeug-
nissen, alkoholischen Lebensmitteln und Dro-
gen untersagt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 6 
Anspruch auf Kindertagesförderung; 

Wunsch- und Wahlrecht 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(1) Mit öffentlichen Mitteln geförderte Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertagespflegeperso-
nen stehen allen Kindern unabhängig von der 
religiösen, weltanschaulichen und pädagogi-
schen Ausrichtung des Trägers offen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in 
Mecklenburg-Vorpommern haben ab vollende-
tem erstem Lebensjahr bis zum Schuleintritt An-
spruch auf Förderung in einer Kindertagesein-
richtung oder bis zum vollendeten dritten Le-
bensjahr in der Kindertagespflege. Ab dem voll-
endeten dritten Lebensjahr kann die Förderung 
bei besonderem Bedarf oder ergänzend auch in 
Kindertagespflege erfolgen. Über die Bewilli-
gung entscheidet der örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe, in dessen Gebiet das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Kindern mit gewöhnlichem Aufenthalt in 
Mecklenburg-Vorpommern, die das erste Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, ist eine 
bedarfsgerechte Förderung in einer Kinderta-
geseinrichtung oder in der Kindertagespflege 
zu gewährleisten, wenn 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. diese Leistung für ihre Entwicklung zu 
eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten gebo-
ten ist oder 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. um den Bedürfnissen insbesondere er-
werbstätiger, erwerbssuchender, in 
Ausbildung befindlicher oder sozial be-
nachteiligter Eltern vorrangig Rech-
nung zu tragen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Zu den sozial benachteiligten Eltern gehören 
Empfängerinnen und Empfänger von Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, Empfän-
gerinnen und Empfänger von Hilfen zum Le-
bensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch sowie Langzeitarbeitslose. Kinder, 
die bereits eine Kindertageseinrichtung besu-
chen oder in der Kindertagespflege sind, sollen 
auch dann weiter gefördert werden, wenn die 
ursprünglich gegebenen Voraussetzungen 
nach Satz 1 nachträglich entfallen sind. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Hortförderung soll ein bedarfsgerechtes 
Angebot gewährleisten. Dabei ist den Bedürf-
nissen insbesondere erwerbstätiger, erwerbs-
suchender, in Ausbildung befindlicher oder so-
zial benachteiligter Eltern Rechnung zu tragen. 
Eine Hortförderung nach dem Ende der Grund-
schule erfolgt längstens bis zum Ende der Jahr-
gangsstufe 6, wenn eine dem Kindeswohl ent-
sprechende Bildung, Erziehung und Betreuung 
wegen der individuellen Entwicklung des Kin-
des oder seiner familiären Situation nicht ge-
währleistet ist, oder wenn das Kind nicht in der 
Lage ist, seinen außerschulischen Alltag selbst-
ständig zu bewältigen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(5) Horte sowie Kindertagespflegepersonen 
müssen mit Schulen nach dem Vorbild eines 
Ganztagsschulangebotes kooperieren und ha-
ben hierzu Kooperationsvereinbarungen ge-
mäß der Frühkindlichen Bildungsverordnung in 
Verbindung mit der Bildungskonzeption für 0- 
bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpom-
mern abzuschließen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(6) Ein erhöhter Bedarf an Hortförderung, der 
sich während der Schulferien aufgrund des 
Wegfalls der Unterrichtszeiten ergibt, ist durch 
die Eltern gegenüber dem Träger der Kinderta-
geseinrichtung oder der Kindertagespflegeper-
son unverzüglich anzuzeigen und glaubhaft zu 
machen (beitragsfreier Ferienhort). Grundlage 
für die Glaubhaftmachung sind insbesondere 
die Angaben der Arbeitszeit und Wegezeit der 
Eltern außerhalb etwaiger Urlaubszeiten. Für 
die Glaubhaftmachung hat der Träger der Kin-
dertageseinrichtung oder die Kindertagespfle-
geperson den Eltern die vom örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe bereitgestellten 
Formulare für die Anzeige des erhöhten Be-
darfs der Hortförderung während der Schulfe-
rien zur Verfügung zu stellen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Mit der Aufforderung zum Abschluss einer Ver-
einbarung nach § 24 Absatz 1 hat der Träger 
der Kindertageseinrichtung dem örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe bei der erstma-
ligen Verhandlung des erhöhten Bedarfs an 
Hortförderung die Bedarfsanalyse nach den 
Sätzen 1 bis 3 vorzulegen und in den Folgever-
handlungen die jeweilige IST-Inanspruch-
nahme. Bei den Kindertagespflegepersonen er-
folgt eine Berücksichtigung im Rahmen der 
Festlegung der laufenden Geldleistung nach § 
23 Absatz 2a des Achten Buches Sozialgesetz-
buch. 
 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(7) Eltern können gemäß § 5 Absatz 1 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch zwischen den 
vorhandenen Angeboten wählen, für die ihr 
Kind die Zugangsvoraussetzungen erfüllt. Die 
Ausübung des Wahlrechtes ist gegenüber dem 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
rechtzeitig, in der Regel drei Monate vor dem 
beabsichtigten Beginn der Förderung in einer 
Kindertageseinrichtung oder in der Kinderta-
gespflege, schriftlich anzuzeigen. 

u n v e r ä n d e r t 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

 

§ 7 
Umfang der Förderung und Öffnungszeiten 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die individuelle Förderung der Kinder in Kin-
dertageseinrichtungen und in Kindertages-
pflege bis zum Eintritt in die Schule umfasst 
eine Förderung von 30 Wochenstunden (Teil-
zeitförderung). 

u n v e r ä n d e r t 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

 

(2) Die Förderung kann auf Wunsch der Eltern 
auch in einem Umfang von 20 Wochenstunden 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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in Anspruch genommen werden (Halbtagsför-
derung). 
(3) Eine Förderung in einem Umfang von 50 
Wochenstunden (Ganztagsförderung) kann be-
ansprucht werden, wenn dies zur Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Beruf notwendig oder 
im Sinne der §§ 20 und 27 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch erforderlich ist. Bei einer 
Ganztagsförderung soll die Öffnungszeit der 
Kindertageseinrichtung mindestens zehn Stun-
den betragen. Ein über diese Öffnungszeit der 
Kindertageseinrichtung regelmäßig hinausge-
hender Bedarf ist von den Eltern dem örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe unverzüg-
lich anzuzeigen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Die tägliche Verweildauer des Kindes soll 
zehn Stunden nicht überschreiten. Sie orientiert 
sich am Wohl des Kindes, an dem Bedarf der 
Eltern, an der Konzeption der Einrichtung und 
der pädagogischen Arbeit sowie an den vorhan-
denen Personalkontingenten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 er-
folgt die Hortförderung in der Regel bis zu 30 
Wochenstunden (Ganztagsförderung Hort) 
oder bis zu 15 Wochenstunden (Teilzeitförde-
rung Hort) außerhalb der Unterrichtszeiten. Bei 
einem erhöhten Bedarf nach § 6 Absatz 6 kann 
der Förderumfang im Hort während der Schul-
ferien bei einem Ganztagsplatz um bis zu vier 
Stunden und bei einem Teilzeitplatz um bis zu 
drei Stunden täglich erhöht werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Förderung erfolgt in der Regel von Mon-
tag bis Freitag. 

u n v e r ä n d e r t  u n v e r ä n d e r t   

§ 8 
Sicherstellungsauftrag 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe stellen nach Maßgabe der §§ 6 bis 7 
sowie des § 80 Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch im Benehmen mit den Ge-
meinden fest, welcher Förderbedarf unter Be-
rücksichtigung der fachlich-qualitativen Anfor-
derungen dieses Gesetzes und von sozialen 
und sozialräumlichen Gegebenheiten besteht. 
Sie haben sicherzustellen, dass der Bedarf 
durch einen den Anforderungen dieses Geset-
zes genügenden Bestand von Einrichtungen 
und Diensten gedeckt wird (Sicherstellungsauf-
trag). 

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellen nach Maß-
gabe der §§ 6 bis 7 sowie des § 80 Absatz 1 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch im Benehmen mit den Gemeinden fest, welcher För-
derbedarf unter Berücksichtigung der fachlich-qualitativen Anforderun-
gen dieses Gesetzes und von sozialen und sozialräumlichen Gege-
benheiten besteht. Sie haben sicherzustellen, dass der Bedarf durch 
einen den Anforderungen dieses Gesetzes genügenden Bestand von 
Einrichtungen und Diensten gedeckt wird (Sicherstellungsauftrag).  
Landesweite Vorgaben für die Bedarfsplanung sind von den ört-
lichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe umzusetzen und kön-
nen durch die Rechtsaufsicht überprüft werden. Der Bedarfsplan 
und jede Änderung daran sind dem für die Kindertagesförderung 
zuständigen Ministerium zur Kenntnis zu geben. 

u n v e r ä n d e r t Ein Einbezug der anerkannten Kita-Träger 
nach § 80 Abs. 4 SGB VIII sollte mit aufge-
nommen werden. Zumindest in der Be-
gründung zu diesem Absatz. 
 

 (1a) Im Rahmen der Bedarfsplanung nach Absatz 1 stellen die ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ab dem Jahr 2027 die 
Zahl der genehmigten Plätze, die Zahl der belegten Plätze und den 
Bedarf an Plätzen in Kindertageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege jährlich für die nächsten fünf Jahre fest. Der Bedarf 
an Plätzen für eine gemeinsame Förderung von Kindern mit und 
ohne Behinderung ist gesondert festzustellen. 

 Streichung weiterhin notwendig;  
Die Bedarfsplanung muss unter Einbezug 
mit den Kita-Trägern erfolgen; die Kita-Trä-
ger haben in der Vergangenheit investiert 
(Vertrauen der Träger in Gemeinden) 
 

 (1b) Den Trägern von Kindertageseinrichtungen, die Angebote im 
Sinne des Absatzes 1 unterhalten oder planen, ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 
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 (1c) Plant der Träger einer Kindertageseinrichtung deren Schlie-
ßung, die Änderung der Zahl der verfügbaren Plätze oder eine an-
dere wesentliche Änderung des Angebots, so hat er den örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die Belegenheitsge-
meinde hierüber unverzüglich zu unterrichten und mit diesen die 
Auswirkungen zu erörtern. Kommt es infolge der Planung zu ei-
ner Verringerung des Förderungsangebots, so ist auch die Si-
cherstellung eines alternativen Angebots für die betroffenen Kin-
der zu erörtern. 

  

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe können den Sicherstellungsauftrag 
durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung an ge-
eignete Gemeinden ihres Zuständigkeitsberei-
ches übertragen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe beraten und unterstützen die Träger 
von Kindertageseinrichtungen und Kinderta-
gespflegepersonen bei der Umsetzung dieses 
Gesetzes. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe beraten und unterstützen die Eltern in 
den Angelegenheiten der Kindertagesförderung 
nach diesem Gesetz. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 9 
Kinder mit besonderem Förderbedarf 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Für Kinder mit besonderem Förderbedarf 
sind geeignete Fördermaßnahmen in der Kin-
dertagesförderung im Rahmen der §§ 1 und 22 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch zu tref-
fen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Kinder mit Behinderungen oder von Behin-
derung bedrohte Kinder im Sinne des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch und des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, die deshalb einen be-
sonderen Förderbedarf haben, sollen grund-
sätzlich gemeinsam mit Kindern ohne Behinde-
rung inklusiv gefördert werden. Die individuelle 
Förderung von Kindern mit Behinderungen und 
von Behinderung bedrohter Kinder soll vorran-
gig in Kindertageseinrichtungen erfolgen. Die 
gemeinsame Förderung erfolgt in Kindertages-
einrichtungen als Einzelintegration in Regelein-
richtungen oder in integrativen Einrichtungen, 
wenn eine dem besonderen Bedarf entspre-
chende Förderung gewährleistet ist. Grundlage 
für die besondere Förderung sind die Regelun-
gen des Achten Buches Sozialgesetzbuch und 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) In integrativen Einrichtungen werden den 
Kindern gemeinsame Erfahrungsfelder und 
Lernanreize geboten, die sie in ihrer Persönlich-
keitsentwicklung fördern und ihnen die Möglich-
keit geben, Beziehungen zueinander aufzu-
bauen, die trotz unterschiedlicher Kompeten-
zen und Beeinträchtigungen der einzelnen Kin-
der durch persönliche Wertschätzung, wechsel-
seitige Anerkennung und gegenseitige Unter-
stützung gekennzeichnet sind. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(4) In integrativen Gruppen in Kindertagesein-
richtungen und in Einrichtungen für Kinder vom 
vollendeten dritten Lebensjahr bis zur Schulfä-
higkeit, die aufgrund ihrer Behinderung beson-
dere Erziehungs- und Förderbedarfe nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch und dem Neun-
ten Buch Sozialgesetzbuch haben, sind in Ab-
hängigkeit von der Behinderung der Kinder zu-
sätzlich zu den pädagogischen Fachkräften 
nach § 2 Absatz 7 staatlich anerkannte Erziehe-
rinnen und Erzieher mit einer sonderpädagogi-
schen Zusatzausbildung oder staatlich aner-
kannte Heilerziehungspflegerinnen und Heiler-
ziehungspfleger einzusetzen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 2 
Betrieb von Kindertageseinrichtungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 10  
Betriebserlaubnis 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Für die Erteilung und die Entziehung der Er-
laubnis zum Betrieb einer Kindertageseinrich-
tung nach § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch und für die örtliche Prüfung, die Ent-
gegennahme von Anzeigen und die Untersa-
gung von Tätigkeiten nach §§ 46 bis 48 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch sind die örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu-
ständig. § 20 Absatz 5 Satz 2 des Aufgabenzu-
ordnungsgesetzes bleibt unberührt. 

(1) Für die Erteilung und die Entziehung der Erlaubnis zum Betrieb 
einer Kindertageseinrichtung nach § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch und für die örtliche Prüfung, die Entgegennahme von Anzei-
gen und die Untersagung von Tätigkeiten nach §§ 46 bis 48 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch sind die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe zuständig. § 20 Absatz 5 Satz 2 des Aufgabenzuord-
nungsgesetzes bleibt unberührt. Die Erteilung der Betriebserlaub-
nis begründet keinen Anspruch auf Aufnahme von Verhandlun-
gen und Abschluss einer Vereinbarung nach § 24 Absatz 1 und 3 
mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 

(1) Für die Erteilung und die Entziehung der Erlaubnis zum Betrieb einer 
Kindertageseinrichtung nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
und für die örtliche Prüfung, die Entgegennahme von Anzeigen und die 
Untersagung von Tätigkeiten nach §§ 46 bis 48 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu-
ständig. § 20 Absatz 5 Satz 2 des Aufgabenzuordnungsgesetzes bleibt 
unberührt. Die Erteilung der Betriebserlaubnis begründet keinen An-
spruch auf Aufnahme von Verhandlungen und Abschluss einer Ver-
einbarung nach § 24 Absatz 1 und 3 mit dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe, wenn ausweislich seiner Bedarfsplanung 
nach § 8 Absatz 1 Satz 1 eine ausreichende Versorgung an Kinder-
betreuungsangeboten vorhanden ist. 

Es sollte sichergestellt sein, dass dies nicht 
für bestehende Standorte von Kitas gilt – 
auch im Zusammenhang mit ggf. notwen-
digen Ersatzneubauten. 
 
Formulierungsvorschlag: 
„Für bestehende Kindertageseinrichtun-
gen ist diese Regelung nicht anzuwenden. 
Dies gilt auch für etwaige Standortverlage-
rungen bei Umzug in ein neues Gebäude.“ 
. 

(2) Der Träger der Kindertageseinrichtung er-
stellt eine für die Kindertageseinrichtung ver-
bindliche pädagogische Konzeption, die die 
Umsetzung der Bildungskonzeption für 0- bis 
10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern 
und der in §§ 1 und 3 aufgeführten Ziele und 
Aufgaben beschreibt und konkretisiert. Die pä-
dagogische Konzeption ist fortlaufend fortzu-
schreiben. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 11 
Leistungsangebot der Kindertageseinrich-

tungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Leistungsangebot der Kindertagesein-
richtungen soll sich pädagogisch und organisa-
torisch nach den Bedürfnissen der Kinder und 
ihrer Familien richten. Das gilt insbesondere für 
die Öffnungszeiten der Kindertageseinrichtun-
gen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Integraler Bestandteil des Leistungsangebo-
tes der Kindertageseinrichtungen ist eine voll-
wertige und gesunde Verpflegung von Kindern 
bis zum Eintritt in die Schule während der ge-
samten Betreuungszeit. Diese soll sich an den 
geltenden Standards der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung orientieren. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Zusätzliche Angebote in den Kindertages-
einrichtungen sind so auszugestalten, dass alle 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Kinder die Möglichkeit erhalten, daran teilzu-
nehmen. Die Ansprüche auf Leistungen für Bil-
dung und Teilhabe nach § 28 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, nach § 34 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch und nach § 6b des 
Bundeskindergeldgesetzes bleiben unberührt. 
Bei Bedarf kann der Träger der Kindertagesein-
richtung in Abstimmung mit dem örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe zusätzliche An-
gebote der Jugendhilfe, insbesondere im Sinne 
von § 16 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, 
bereitstellen. 
(4) Bildung, Erziehung und Betreuung in Kin-
dertageseinrichtungen erfolgen grundsätzlich 
durch pädagogische Fachkräfte. Sie leiten und 
gestalten die pädagogischen Prozesse für Kin-
der eigenständig und haben unter Beachtung 
der alters- und entwicklungsspezifischen sowie 
der individuellen Besonderheiten der Kinder 
insbesondere 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. für den Aufbau positiver Bindungen 
zwischen ihnen und dem Kind sowie für 
den Aufbau sozialer Beziehungen in 
der Gruppe Sorge zu tragen, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. die Förderung unter Beteiligung der 
Kinder durch Schaffung von geeigne-
ten entwicklungs- und gesundheitsför-
dernden Lebens-, Handlungs- und Er-
fahrungsräumen zu gestalten, insbe-
sondere durch Organisation des Ta-
gesablaufes, Raumgestaltung und Ma-
terialauswahl, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Themen und Interessen der Kinder auf-
zugreifen, zu erweitern und in Lernpro-
zessen gemeinsam mit den Kindern zu 
gestalten, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. kindbezogene Beobachtungen durch-
zuführen, zu dokumentieren, zu reflek-
tieren und sich fachlich auszutauschen, 
um unter Einbeziehung der Eltern eine 
auf die Persönlichkeit des jeweiligen 
Kindes und Planung des pädagogi-
schen Prozesses bezogene Förderung 
zu ermöglichen, wobei der alltagsinte-
grierten Sprachförderung eine beson-
dere Bedeutung beizumessen ist, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

5. die Kinder auf den Eintritt in die Grund-
schule vorzubereiten sowie 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. die Eltern bei der Erziehung und der 
Förderung ihrer Kinder zu beraten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 12 
Qualitätsentwicklung und -sicherung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Träger von Kindertageseinrichtungen 
sind zur kontinuierlichen Qualitätsentwicklung 
und -sicherung nach Maßgabe dieses Geset-
zes verpflichtet. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die kontinuierliche Qualitätsentwicklung und 
-sicherung erfolgt auf Basis wissenschaftlicher 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Evaluation und dient dazu, die für die Kinderta-
geseinrichtungen geltenden Standards zu si-
chern, die Entwicklung der Kindertagesförde-
rung zu unterstützen, Erkenntnisse über den 
Stand und die Qualität von Bildung, Erziehung 
und Betreuung zu liefern sowie die Chancenge-
rechtigkeit und Durchlässigkeit von Angeboten 
der Kindertagesförderung zu gewährleisten. 
(3) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium erarbeitet auf der 
Grundlage der Bildungskonzeption für 0- bis 10-
jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern 
Empfehlungen über die Qualitätsentwicklung 
und ein Qualitätsmanagementsystem und un-
terstützt in Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe deren An-
wendung in der Praxis. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 13 
Einsatz des pädagogischen Personals 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Angebote zur Förderung von Kindern 
werden durch das in der Einrichtung tätige pä-
dagogische Personal erbracht. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Bewertung, ob eine Person als pädago-
gische Fachkraft nach § 2 Absatz 7 Nummer 3 
einzustufen ist, nimmt das Landesjugendamt 
vor. Bei den pädagogischen Fachkräften nach 
§ 2 Absatz 7 Nummer 11 und 12 muss eine 
kindheitspädagogische Grundqualifizierung im 
Umfang von mindestens 250 Stunden sowie ein 
Praktikum in einer Kindertageseinrichtung im 
Umfang von acht Wochen gegenüber dem Lan-
desjugendamt nachgewiesen werden. Die kind-
heitspädagogische Grundqualifizierung soll und 
das Praktikum muss vor Tätigkeitsbeginn ab-
solviert worden sein. Während der ersten bei-
den Tätigkeitsjahre in einer Kindertageseinrich-
tung ist eine eigenverantwortliche Tätigkeit von 
pädagogischen Fachkräften nach § 2 Absatz 7 
Nummer 11 und 12 in der Gruppe in der Regel 
nicht zulässig. Über Ausnahmen entscheidet 
der Träger der Kindertageseinrichtung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Zur Unterstützung des pädagogischen Per-
sonals können Praktikantinnen und Praktikan-
ten in der sozialpädagogischen Ausbildung 
oder in der Vorbereitung auf eine sozialpädago-
gische Ausbildung eingesetzt werden. Gleiches 
gilt für Studierende eines entsprechenden Stu-
dienganges sowie für Personen, die ein Freiwil-
liges Soziales Jahr oder den Bundesfreiwilli-
gendienst absolvieren. Studierende mit einem 
Berufsziel nach § 2 Absatz 7 Nummer 7 können 
ab dem Erreichen von 120 Credit Points sowie 
aufgrund der pädagogischen und persönlichen 
Eignung, die die Leitung der Einrichtung oder 
der Träger feststellt, die gleichen Aufgaben 
übernehmen wie eine pädagogische Fachkraft, 
womit insbesondere eine selbstständige Grup-
penbetreuung in den Randzeiten ermöglicht 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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wird. Über den konkreten Einsatz entscheidet 
der Träger der Kindertageseinrichtung. 
(4) Im Ausland erworbene Qualifikationen kön-
nen von der zuständigen Stelle als gleichwertig 
mit einer Qualifikation nach § 2 Absatz 7 oder 
Absatz 8 anerkannt werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Das Landesjugendamt kann im Einzelfall 
weiteren Personen eine Ausnahme für die Tä-
tigkeit in der Kindertageseinrichtung zulassen, 
wenn die Vermittlung der Bildungs- und Erzie-
hungsziele gleichwertig sichergestellt werden 
kann. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(6) Assistenzkräfte unterstützen pädagogische 
Fachkräfte bei der Ausgestaltung der pädagogi-
schen Prozesse und führen übertragene Teil-
aufgaben selbstständig aus. Über den konkre-
ten Einsatz entscheidet der Träger der Kinder-
tageseinrichtung. Nach mindestens dreijähriger 
Praxiserfahrung in einer Kindertageseinrich-
tung sowie aufgrund der pädagogischen und 
persönlichen Eignung, die die Leitung der Ein-
richtung oder der Träger feststellt, können sie 
nach fachlicher Absprache mit einer pädagogi-
schen Fachkraft und bei zeitgleicher Anwesen-
heit mindestens einer pädagogischen Fachkraft 
in der Kindertageseinrichtung auch eine Teil-
gruppenbetreuung übernehmen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 14 
Bemessung des pädagogischen Personals 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe stellt für die unmittelbare pädagogische Ar-
beit unter Berücksichtigung sozialer und sozial-
räumlicher Gegebenheiten sicher, dass in jeder 
Einrichtung eine Fachkraft durchschnittlich 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. sechs Kinder bis zum vollendeten drit-
ten Lebensjahr, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. 15 Kinder ab vollendetem dritten Le-
bensjahr bis zum Eintritt in die Schule 
oder 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. 22 Kinder im Grundschulalter u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
fördert. Ab dem 1. September 2024 ist durch 
den örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe sicherzustellen, dass eine Fachkraft durch-
schnittlich 14 Kinder ab dem vollendeten dritten 
Lebensjahr bis zum Eintritt in die Schule fördert. 
Abweichend davon kann das Fachkraft-Kind-
Verhältnis nach Satz 1 Nummer 2 bis zum 31. 
Dezember 2025 Anwendung finden, wenn aus 
personellen Gründen die Absenkung noch nicht 
erfolgen kann und dem zuständigen örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe dies im Vor-
feld angezeigt wurde. Der Elternrat ist vom Trä-
ger der Kindertageseinrichtung im Vorfeld zu in-
formieren. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Merkmal der sozialen und sozialräumli-
chen Gegebenheiten ist durch Satzungen der 
Landkreise und der kreisfreien Städte auszuge-
stalten. Gleiches gilt für das Merkmal des 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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durchschnittlichen Fachkraft-Kind-Verhältnis-
ses durch den Personalschlüssel mit der Maß-
gabe, dass die Ausgestaltung des Fachkraft-
Kind-Verhältnisses einrichtungsbezogen und 
auf einen Zeitraum von sechs Monaten bezo-
gen erfolgt. Ein besseres Fachkraft-Kind-Ver-
hältnis oder andere bedarfsgerechte Maßnah-
men können insbesondere vorgesehen werden 
für soziale und sozialräumliche Gegebenheiten, 
in denen 

1. ein überdurchschnittlicher Anteil an 
Fällen der Übernahme der Verpfle-
gungskosten gemäß § 90 Absatz 4 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch vor-
liegt, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. ein überdurchschnittlicher Anteil an 
Kindern aus sozial benachteiligten Ver-
hältnissen zu verzeichnen ist, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. ein überdurchschnittlicher Anteil an 
Kindern mit Migrationshintergrund zu 
verzeichnen ist oder 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. aufgrund der geringen Kinderzahl ein 
besseres Fachkraft- Kind-Verhältnis 
notwendig ist. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Träger der Kindertageseinrichtungen 
haben den pädagogischen Fachkräften einen 
angemessenen Teil der Arbeitszeit für die mit-
telbare pädagogische Arbeit einzuräumen. 
Gleiches gilt für Assistenzkräfte, die auf das 
Fachkraft-Kind-Verhältnis angerechnet werden. 
Zur mittelbaren pädagogischen Arbeit gehören 
insbesondere Zeiten für die 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Beobachtung und Dokumentation der 
Entwicklungsverläufe von Kindern, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Qualitätsentwicklung und -sicherung, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
3. Planung der individuellen Förderung, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
4. Zusammenarbeit mit Eltern, Schulen 

und Einrichtungen der Familienbildung, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

5. Vor- und Nachbereitung sowie u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
6. Dienstberatungen. u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Als angemessen gelten in der Regel zwei-
einhalb Stunden wöchentlich. Der Zeitumfang 
für die mittelbare pädagogische Arbeit in der Al-
tersgruppe ab dem vollendeten dritten Lebens-
jahr bis zum Eintritt in die Schule beträgt in der 
Regel fünf Stunden pro Vollzeitstelle wöchent-
lich. Die Zeiten für die mittelbare pädagogische 
Arbeit sind in den Vereinbarungen nach § 24 zu 
berücksichtigen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Zur Gewährleistung einer kontinuierlichen 
Entwicklungsförderung sollen pädagogische 
Fachkräfte grundsätzlich nicht unter fünf Stun-
den täglich in der Gruppe, zuzüglich der Zeiten 
für die mittelbare pädagogische Arbeit nach Ab-
satz 3, beschäftigt werden. 
 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(6) Der Einsatz von Assistenzkräften sowie von 
Personen, die zu staatlich anerkannten Erzie-
herinnen und Erziehern für 0- bis 10-Jährige 
ausgebildet werden, ist nach Maßgabe der Ab-
sätze 7 und 9 auf die Erfüllung der Verpflichtung 
nach Absatz 1 Satz 1 anzurechnen. Dabei soll 
der Umfang der Tätigkeit von pädagogischen 
Fachkräften nach § 2 Absatz 7 Nummer 11 und 
12, Assistenzkräften sowie von Personen, die 
zu staatlich anerkannten Erzieherinnen und Er-
ziehern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet wer-
den, 25 Prozent des in der Kindertageseinrich-
tung insgesamt nach dem Fachkraft-Kind-Ver-
hältnis gemäß Absatz 1 erforderlichen Perso-
nals grundsätzlich nicht übersteigen. Die Rege-
lung gilt nur, wenn eine Anrechnung auf das 
Fachkraft-Kind-Verhältnis erfolgt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(7) Personen, die zu staatlich anerkannten Er-
zieherinnen und Erziehern für 0- bis 10-Jährige 
ausgebildet werden, sind 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. im ersten Ausbildungsjahr mit einem 
Stellenanteil von 30 Prozent, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. im zweiten Ausbildungsjahr mit einem 
Stellenanteil von 40 Prozent und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. im dritten Ausbildungsjahr mit einem 
Stellenanteil von 50 Prozent 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

einer Fachkraft anzurechnen. Ab dem 1. August 
2023 werden Auszubildende im ersten Ausbil-
dungsjahr nicht auf den Stellenanteil einer 
Fachkraft gemäß Satz 1 Nummer 1 angerech-
net. Ab dem 1. August 2024 werden auch Aus-
zubildende im zweiten Ausbildungsjahr nicht 
auf den Stellenanteil einer Fachkraft gemäß 
Satz 1 Nummer 2 angerechnet. Die Kosten der 
Ausbildungsvergütung für die nicht angerech-
neten Auszubildenden trägt das Land nach 
Maßgabe des § 26b unter der Voraussetzung, 
dass die Bestimmungen zur Ausbildungsvergü-
tung in Absatz 8 Satz 1 und 2 berücksichtigt 
werden. Während der ersten beiden Ausbil-
dungsjahre ist eine eigenverantwortliche Tätig-
keit in der Gruppe nicht zulässig. Diese Rege-
lung gilt für minderjährige Auszubildende auch 
im dritten Ausbildungsjahr. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(8) Auszubildenden, die zu staatlich anerkann-
ten Erzieherinnen und Erziehern für 0- bis 10-
Jährige ausgebildet werden, ist eine angemes-
sene Ausbildungsvergütung zu zahlen, die im 
Verlauf der Ausbildung mindestens jährlich an-
steigt. Die Ausbildungsvergütung soll sich an 
dem Tarifvertrag für Auszubildende des öffent-
lichen Dienstes – Besonderer Teil Pflege – 
(TVAöD – Pflege) orientieren und 90 Prozent 
der tariflich festgelegten Ausbildungsvergütung 
nicht unterschreiten. In Kindertageseinrichtun-
gen mit Personen, die zu staatlich anerkannten 
Erzieherinnen und Erziehern für 0- bis 10-Jäh-

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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rige ausgebildet werden, steht je Kindertages-
einrichtung jeweils eine Mentorin oder ein Men-
tor zur Verfügung. Die an Mentorinnen und 
Mentoren für die Ausbildung nach Satz 1 ge-
zahlte finanzielle Abgeltung in Höhe von 150 
Euro im Monat für eine Auszubildende oder ei-
nen Auszubildenden und weitere 50 Euro pro 
Monat für weitere Auszubildende ist bei den 
Verhandlungen nach § 24 Absatz 1 und 3 zu 
berücksichtigen. Soweit Personen nach Satz 1 
nicht auf den Stellenanteil einer Fachkraft ge-
mäß Absatz 7 Satz 2 und 3 angerechnet wer-
den, hat der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe den Trägern der Kindertageseinrich-
tungen im Voraus Abschläge für die Ausbil-
dungsvergütung zu gewähren. Am Ende des je-
weiligen Ausbildungsjahres hat der Träger der 
Kindertageseinrichtung die Abschlagsbeträge 
gegenüber dem örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe abzurechnen. Die Ausbil-
dungsvergütung für Personen nach Satz 1 ist in 
den Verhandlungen nach § 24 Absatz 1 und 3 
zu berücksichtigen, wenn diese auf den Stellen-
anteil einer Fachkraft gemäß Absatz 7 Satz 1 
bis 3 anzurechnen sind. 
(9) Die Anrechnung von Assistenzkräften er-
folgt in Höhe von 80 Prozent im Verhältnis zu 
den Fachkräften. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 15 
Leitung einer Kindertageseinrichtung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Kindertageseinrichtungen dürfen nur von 
pädagogischen Fachkräften gemäß § 2 Absatz 
7 geleitet werden, die über ausreichende Be-
rufserfahrung und eine besondere Qualifikation 
für Leitungstätigkeiten verfügen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Sie sind in Abhängigkeit von der Anzahl der 
Kinder und den zu bewältigenden Leitungsauf-
gaben angemessen von der unmittelbaren pä-
dagogischen Arbeit freizustellen. Der Umfang 
der Leitungsfreistellung ist in den Vereinbarun-
gen nach § 24 Absatz 1 und 3 auszuweisen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 16 
Fach- und Praxisberatung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Aufgaben der Fach- und Praxisberatung 
dürfen nur von pädagogischen Fachkräften 
wahrgenommen werden, die über eine abge-
schlossene fachbezogene Ausbildung an einer 
Hochschule oder über langjährige Erfahrung 
aufgrund einer Tätigkeit auf diesem Gebiet bei 
regelmäßiger beruflicher Fort- oder Weiterbil-
dung verfügen. Die Fach- und Praxisberatung 
soll nicht von Personen wahrgenommen wer-
den, die bereits mit Aufgaben der Erlaubniser-
teilung nach § 10 Absatz 1 oder nach § 18 Ab-
satz 1 betraut sind, die selbst in der betreffen-
den Kindertageseinrichtung die Leitung oder 
Trägerschaft innehaben oder die als pädagogi-
sche Fachkraft in der Einrichtung tätig sind, für 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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die sie die Fach- und Praxisberatung durchfüh-
ren. 
(2) Für die Fach- und Praxisberatung gelten die 
verbindlichen Standards der Bildungskonzep-
tion für 0- bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-
Vorpommern. Gegenstand der Fach- und Pra-
xisberatung sind insbesondere die in den §§ 1 
und 3 formulierten Ziele, Inhalte und Verfahren. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe hat Kapazitäten für die Fach- und Praxis-
beratung in 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Kindertageseinrichtungen für je 1 200 
belegte Plätze, soweit diese Aufgabe 
nicht durch die Träger der Kindertages-
einrichtungen oder ihre jeweiligen 
Dach- oder Spitzenverbände selbst 
wahrgenommen wird und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. der Kindertagespflege für je 100 Kin-
dertagespflegepersonen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

jeweils in einem einer Vollzeitstelle entspre-
chenden Umfang vorzuhalten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 17 
Ausbildungsplatzplanung, Aus-, Fort- und 

Weiterbildung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das für die Kindertagesförderung zustän-
dige Ministerium plant im Einvernehmen mit 
dem für die Erzieherausbildungsangelegenhei-
ten zuständigen Ministerium den Bedarf an 
Ausbildungsplätzen für pädagogisches Perso-
nal im Sinne des § 2 Absatz 7 Nummer 1 und 
Absatz 8 Nummer 1 und evaluiert den Verbleib 
der Ausgebildeten am Arbeitsmarkt. Die Ausbil-
dungsplatzplanung ist regelmäßig fortzuschrei-
ben. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Träger der Kindertageseinrichtungen 
haben dafür zu sorgen, dass das pädagogische 
Personal regelmäßig in angemessenem Um-
fang an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
teilnimmt und von der Fach- und Praxisbera-
tung unterstützt wird. Die Maßnahmen sollen 
auch Qualifizierungen im Bereich Kinderschutz 
und Frühe Hilfen berücksichtigen. Dazu sind 
vorbehaltlich tarifvertraglicher Regelungen jähr-
lich fünf Arbeitstage als Fort- und Weiterbildung 
zu gewähren und in den Vereinbarungen nach 
§ 24 zu berücksichtigen. Die tarifvertraglichen 
Regelungen gelten zwischen nicht tarifgebun-
denen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern und 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, wenn 
ihre Anwendung zwischen den Vertragspar-
teien vereinbart ist. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe haben ausreichende bedarfsorien-
tierte Fortbildungs- und Beratungsangebote auf 
der Grundlage der Ziele und Inhalte der Bil-
dungskonzeption für 0- bis 10-jährige Kinder in 
Mecklenburg-Vorpommern für die pädagogi-

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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schen Fachkräfte bereitzustellen oder zu ver-
mitteln, soweit dies nicht durch die Träger der 
Kindertageseinrichtung oder ihre jeweiligen 
Dach- oder Spitzenverbände selbst geschieht. 
(4) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium erarbeitet auf der 
Grundlage der Bildungskonzeption für 0- bis 10-
jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpommern so-
wie der Verfahren gemäß § 3 Absatz 6 verbind-
liche Standards für die Curricula der Aus-, Fort- 
und Weiterbildung nach den Absätzen 1 bis 3 
und die Zertifizierung von Bildungsangeboten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Aus-, Fort- und Weiterbildung soll ergän-
zend und aufbauend auf die spezifischen Vor-
qualifikationen des jeweiligen pädagogischen 
Personals erfolgen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 3 
Kindertagespflege 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 18 
Erlaubnis zur Kindertagespflege 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Kindertagespflege im Sinne des § 43 Absatz 
1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch bedarf 
einer Erlaubnis des örtlichen Trägers der öffent-
lichen Jugendhilfe. Die Erlaubnis nach Satz 1 
ist zu erteilen, wenn das Wohl des Kindes ge-
währleistet ist, die Kindertagespflegeperson pä-
dagogisch und persönlich geeignet ist sowie die 
Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes 
förderliche Arbeit bietet und die räumlichen Vo-
raussetzungen gegeben sind. Kindertages-
pflege kann auch in Räumlichkeiten außerhalb 
des Haushalts der Kindertagespflegeperson 
oder des Haushalts der Eltern geleistet werden. 
Die Erlaubnis berechtigt zur Förderung von bis 
zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden Kin-
dern. Dies ermöglicht das Zustandekommen 
von mehr als fünf Betreuungsverhältnissen. Die 
erlaubte Anzahl von Betreuungsplätzen kann 
überschritten werden, wenn Kinder nicht zeit-
gleich betreut werden (Platzteilung). Ein beson-
derer Betreuungsbedarf nach § 24 Absatz 4 
Satz 2 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch kann auch für 
Kinder im Grundschulalter gegeben sein, wenn 
diese eine individuelle Begleitung bei den 
Hausaufgaben in einer kleinen Gruppe benöti-
gen. In diesen Fällen ist die Förderung jedoch 
auf homogene Gruppen mit Kindern im Grund-
schulalter bei Personen mit einer pädagogi-
schen Ausbildung nach § 2 Absatz 7 Nummer 1 
bis 10 beschränkt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Ein Zusammenschluss von zwei Kinderta-
gespflegepersonen in ganz oder teilweise ge-
meinsam genutzten Räumlichkeiten (Großta-
gespflegestellen) ist zulässig. Voraussetzung 
ist, dass jede Kindertagespflegeperson über 
eine Pflegerlaubnis nach Absatz 1 verfügt und 
die vertragliche und pädagogische Zuordnung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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des einzelnen Kindes zu einer Kindertagespfle-
geperson gewährleistet bleibt. In begründeten 
Ausnahmefallen ist der Zusammenschluss von 
mehr als zwei Kindertagespflegepersonen 
möglich. 
(3) Die §§ 12 und 16 gelten entsprechend. u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 19 
Qualifikation der Kindertagespflegeperson 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Kindertagespflegepersonen sollen über eine 
Mindestqualifikation im Umfang von 300 Stun-
den nach dem vom Deutschen Jugendinstitut 
e.V. entwickelten Kompetenzorientierten Quali-
fizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB) 
oder eine vergleichbare Qualifikation verfügen. 
Dies gilt nicht für Kindertagespflegepersonen, 
denen vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
eine Tagespflegerlaubnis erteilt wurde. Als für 
die Kindertagespflege geeignete Qualifikation 
gelten auch die in § 2 Absatz 7 Nummer 1 bis 
10 genannten Abschlüsse. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Eine geeignete und fachlich qualifizierte Kin-
dertagespflegeperson wird den Eltern durch 
den örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe vermittelt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 20 
Fort- und Weiterbildung der Kindertages-

pflegeperson 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe hat sicherzustellen, dass die Kindertages-
pflegepersonen mindestens 24 Stunden pro 
Kalenderjahr Angebote zur Fort- und Weiterbil-
dung wahrnehmen, die ihrem Bedarf entspre-
chen und auch während der regulären Betreu-
ungszeiten erfolgen können. Auf Wunsch der 
Kindertagespflegeperson können bis zu acht 
Pflichtfortbildungsstunden pro Kalenderjahr 
auch flexibel auf den Zeitraum der Gültigkeit der 
Erlaubnis aufgeteilt werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Unter Mitwirkung des örtlichen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe soll die Fach- und Pra-
xisberatung regelmäßig Regionaltreffen von 
maximal 50 Kindertagespflegepersonen durch-
führen. Im Rahmen der Regionaltreffen können 
Fortbildungen für Kindertagespflegepersonen 
angeboten werden. Die Regionaltreffen gelten 
als Fort- und Weiterbildungen nach Absatz 1. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 4 
Mitwirkung von Eltern und Kindern 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 21 
Bildungs- und Erziehungspartnerschaft 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das in den Kindertageseinrichtungen tätige 
pädagogische Personal, die Kindertagespflege-
personen und die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe arbeiten mit den Eltern zum 
Wohl der Kinder partnerschaftlich zusammen. 
Die Eltern werden in die Bildungsplanung der 
Kindertageseinrichtungen und deren Umset-
zung einbezogen und sind über bestehende 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Angebote der Familienbildung und -beratung zu 
informieren. 
(2) Eltern mit einer Hör- oder Sprachbehinde-
rung haben zur Wahrnehmung ihrer Rechte und 
Pflichten nach diesem Gesetz für die mündliche 
und schriftliche Kommunikation einen Anspruch 
auf Bereitstellung einer Dolmetscherin oder ei-
nes Dolmetschers für die Deutsche Gebärden-
sprache, für lautsprachbegleitende Gebärden 
oder andere geeignete Kommunikationshilfen. 
§ 2 Absatz 2 sowie die §§ 3 bis 5 der Kommu-
nikationshilfeverordnung Mecklenburg-Vor-
pommern gelten entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 22 
Elternvertretungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Eltern haben das Recht, Elternvertretungen 
zu bilden. Über dieses Recht sind die Eltern 
durch den Träger der Kindertageseinrichtung 
zu informieren. Die Elternvertretung vertritt die 
Interessen der Eltern und ihrer Kinder. Sie trägt 
zur Zusammenarbeit zwischen dem Träger der 
Kindertageseinrichtung, den Eltern und den an-
deren an der Förderung der Kinder Beteiligten 
bei. Die Elternvertretungen der Kindertagesein-
richtungen sollen in der Regel für ein Jahr und 
die Kita-Kreiselternräte sowie der Kita-Landes-
elternrat in der Regel für zwei Jahre gewählt 
werden, jeweils längstens bis zur Neuwahl der 
jeweiligen Elternvertretung. Die Mitgliedschaft 
in der Elternvertretung endet vorzeitig, wenn 
das eigene Kind die Kindertageseinrichtung 
verlässt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die für eine Gruppe verantwortliche pädago-
gische Fachkraft beruft mindestens zweimal 
jährlich eine Versammlung der Eltern der Kin-
der der jeweiligen Gruppe (Elternversammlung) 
ein. Die Elternversammlung wählt aus ihren 
Reihen bis zu zwei Personen zur Vertretung für 
den sich nach Absatz 3 bildenden Elternrat. Die 
Wahlen zu den Elternräten sollen zwischen 
dem 15. August und dem 30. September statt-
finden. Die Eltern der Kinder einer Gruppe ha-
ben das Recht, Elternversammlungen durchzu-
führen, wenn die Mehrheit dies verlangt. Im 
Rahmen der Elternversammlungen erfolgt eine 
Verständigung zur Bildung, Erziehung und Be-
treuung der Kinder in der Gruppe. Die Eltern-
versammlungen sollen für Angebote zur Stär-
kung der Bildungs- und Erziehungskompetenz 
genutzt werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Die von den Elternversammlungen gewähl-
ten Personen zur Vertretung der Gruppen bil-
den den Elternrat der Kindertageseinrichtung. 
Die Anzahl der Mitglieder des Elternrats soll 15 
nicht überschreiten. Der Elternrat der Kinderta-
geseinrichtung wählt aus seiner Mitte einen 
Vorstand, dem ein vorsitzendes Mitglied und bis 
zu vier weitere Mitglieder angehören. Er wird 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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dabei von der Leitung der Kindertageseinrich-
tung unterstützt. Die Leitung der Kindertages-
einrichtung soll mindestens einmal im Jahr den 
Elternrat der Kindertageseinrichtung einberu-
fen. 
(4) Der Elternrat wirkt in wesentlichen Angele-
genheiten der Kindertageseinrichtung mit und 
ist insbesondere bei der Weiterentwicklung der 
pädagogischen Konzeption sowie der Festle-
gung der regelmäßigen Öffnungs- und Schließ-
zeiten zu beteiligen. Im Vorfeld der Entgeltver-
handlungen und bei zwischenzeitlichen Ände-
rungen muss der Träger der Kindertagesein-
richtung mit dem Elternrat das Benehmen über 
die Essensversorgung der Kinder, einschließ-
lich der Auswahl des Essensanbieters, und die 
Höhe der Verpflegungskosten herstellen. Das 
Letztentscheidungsrecht verbleibt in den vorge-
nannten Fällen bei der Leitung der Kindertages-
einrichtung oder beim Träger. Darüber hinaus 
ist dem Elternrat unter Berücksichtigung daten-
schutzrechtlicher Vorschriften auf Verlangen 
unverzüglich Auskunft über die nach § 24 Ab-
satz 1 und 3 getroffenen Vereinbarungen über 
Leistung, Qualität und Entgelt und deren Um-
setzung sowie die Anzahl und den Umfang des 
im Entgelt verhandelten Personals zu erteilen. 
Der Elternrat unterstützt die Beachtung der Mit-
wirkungsrechte der Kinder nach § 23. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Mitglieder des Elternrates sind über die Ver-
handlungen über die Leistung, das Entgelt und 
die Qualitätsentwicklung nach § 24 Absatz 1 
und 3 durch den Träger der Kindertageseinrich-
tung zu informieren und können an diesen Ver-
handlungen beratend teilnehmen. Dabei sind 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Trä-
gers der Kindertageseinrichtung zu wahren. Mit 
der Aufforderung zum Abschluss einer Verein-
barung nach § 24 Absatz 1 hat der Träger der 
Kindertageseinrichtung gegenüber dem örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe schrift-
lich zu erklären, dass der Elternrat der betroffe-
nen Einrichtung rechtzeitig und umfassend über 
den Antrag informiert und ihm frühzeitig Gele-
genheit zur Stellungnahme eingeräumt wurde. 
Darüber hinaus muss der Träger der Kinderta-
geseinrichtung gegenüber dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe schriftlich erklären, 
dass die Herstellung des Benehmens nach Ab-
satz 4 Satz 2 erfolgt ist. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(6) In den Landkreisen und kreisfreien Städten 
wird der Kita-Kreiselternrat oder Kita-Stadtel-
ternrat durch die Vorsitzenden Mitglieder der El-
ternräte der Kindertageseinrichtungen gebildet. 
Die Kita-Kreiselternräte und Kita-Stadteltern-
räte wählen aus ihrer Mitte ein vorsitzendes Mit-
glied und mindestens vier weitere Mitglieder. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Für jedes Vorstandsmitglied soll ein stellvertre-
tendes Mitglied gewählt werden. Die Wahl soll 
zwischen dem 1. Oktober und dem 15. Novem-
ber stattfinden. Der Kita-Kreiselternrat oder 
Kita-Stadtelternrat wird bei der Wahl von dem 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
unterstützt, der auch darauf hinzuwirken hat, 
dass alle Wahlberechtigten frühzeitig eingela-
den werden. Zu den Beratungen des Kita-Krei-
selternrats oder Kita-Stadtelternrats soll auch 
eine Vertretungsperson der Eltern, deren Kin-
der durch Kindertagespflegepersonen gefördert 
werden, hinzugezogen werden. Der Kita-Krei-
selternrat oder Kita-Stadtelternrat wird von den 
jeweils zuständigen örtlichen Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe über wesentliche, die 
Kindertagesförderung betreffende überörtliche 
Angelegenheiten informiert und angehört. 
(7) Die Vorsitzenden der Kita-Kreiselternräte 
und Kita-Stadtelternräte bilden den Kita-Land-
eselternrat. Der Kita-Landeselternrat soll zwi-
schen dem 16. November und dem 15. Dezem-
ber aus seiner Mitte einen Vorstand wählen, 
dem ein vorsitzendes Mitglied und zwei weitere 
Mitglieder angehören. Für jedes Vorstandsmit-
glied soll ein stellvertretendes Mitglied gewählt 
werden. Der Kita-Landeselternrat wird dabei 
von dem fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständigen Ministerium unterstützt. Zu den 
Beratungen des Kita-Landeselternrates soll 
auch eine Vertretungsperson der Eltern, deren 
Kinder durch Kindertagespflegepersonen geför-
dert werden, hinzugezogen werden. Der Kita-
Landeselternrat wird von dem fachlich für die 
Kindertagesförderung zuständigen Ministerium 
über wesentliche, die Kindertagesförderung be-
treffende Angelegenheiten von landesweiter 
Bedeutung informiert und zu ihnen angehört. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(8) Das Land erstattet nach Maßgabe der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel und des 
Landesreisekostengesetzes die Kosten der Tä-
tigkeit des Kita-Landeselternrates. Der Kita-
Landeselternrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung, die hinsichtlich der finanziellen Förderung 
der Zustimmung des fachlich für die Kinderta-
gesförderung zuständigen Ministeriums im Ein-
vernehmen mit dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium bedarf. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 23 
Mitwirkung der Kinder 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Die Kinder sollen ihrem Alter und ihrem Ent-
wicklungsstand entsprechend bei der Gestal-
tung des Alltags in der Kindertageseinrichtung 
mitwirken. Sie sind vom Träger und von der Lei-
tung der Kindertageseinrichtung sowie von dem 
für die pädagogische Arbeit in den Gruppen zu-
ständigen pädagogischen Personal bei allen sie 
betreffenden Angelegenheiten nach Maßgabe 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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des Satzes 1 zu beteiligen. Dies gilt entspre-
chend für die Kindertagespflege. 

Abschnitt 5 
Finanzierung der Kindertagesförderung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 24 
Vereinbarungen über Leistung, Entgelt und 

Qualitätsentwicklung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe soll Vereinbarungen über den Betrieb der 
Kindertageseinrichtungen im Einvernehmen mit 
der Gemeinde, in der die Förderung angeboten 
wird oder werden wird, abschließen. §§ 78b bis 
78e des Achten Buches Sozialgesetzbuch fin-
den entsprechende Anwendung, soweit sich 
aus den Vorschriften dieses Gesetzes nichts 
anderes ergibt. Mit den Vereinbarungen werden 
Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsange-
bote sowie differenzierte Entgelte für die Leis-
tungsangebote der jeweiligen Kindertagesein-
richtungen jeweils unter Berücksichtigung der 
Vorschriften dieses Gesetzes festgelegt. In den 
Entgelten sind die Ausgaben und die betriebs-
notwendigen Investitionen, insbesondere die 
sich aus der Konzeption der Einrichtung erge-
benden notwendigen Personal- und Sachkos-
ten, enthalten. Dazu gehören die Personalkos-
ten für das pädagogische Personal und für das 
Personal im Service- und Hausmeisterbereich. 
In den Vereinbarungen sind die Verpflegungs-
kosten nach § 11 Absatz 2 gesondert auszuwei-
sen. 

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll im Einver-
nehmen mit dem Land und der Belegenheitsgemeinde Vereinba-
rungen über den Betrieb der Kindertageseinrichtungen mit einer 
Laufzeit von mindestens 24 Monaten abschließen. Dabei sind die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfä-
higkeit zu beachten. Die Vereinbarungen sind für einen zukünfti-
gen Zeitraum (Vereinbarungszeitraum) abzuschließen. Nachträg-
liche Ausgleiche sind nicht zulässig. Die Vereinbarungen treten 
zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeitpunkt 
nicht bestimmt, so werden die  
Vereinbarungen mit dem Tage ihres Abschlusses wirksam. Eine 
Vereinbarung, die vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht zu-
lässig. Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraums gelten die ver-
einbarten Vergütungen bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarun-
gen weiter. 

(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll im Einver-
nehmen mit dem Land und der Belegenheitsgemeinde Vereinbarun-
gen über den Betrieb der Kindertageseinrichtungen abschließen. 
Dabei sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und 
Leistungsfähigkeit zu beachten. Die Vereinbarungen sind für einen 
zukünftigen Zeitraum (Vereinbarungszeitraum) abzuschließen. 
Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zulässig. Die Vereinbarungen 
treten zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeit-
punkt nicht bestimmt, so werden die Vereinbarungen mit dem Tage 
ihres Abschlusses wirksam. Eine Vereinbarung, die vor diesen Zeit-
punkt zurückwirkt, ist nicht zulässig. Nach Ablauf des Vereinba-
rungszeitraums gelten die vereinbarten Vergütungen bis zum In-
krafttreten neuer Vereinbarungen weiter. 

Der Ausstieg aus den Grundsätzen der 
prospektiven Verhandlung nach §§ 78b – 
78e SGB VIII ist weiterhin enthalten; die 
Beibehaltung ist eine zentrale Forderung 
der LIGA in ihrer Stellungnahme an den 
Landtag. Dies wird hier nochmals bekräf-
tigt. 
 
 
§ 24 Abs. 1 Satz 4 wird ausdrücklich be-
grüßt. Dieser steht jedoch im Widerspruch 
zum geplanten § 24a Abs. 5 (siehe hierzu 
dortige Hinweise in der ausführlichen Stel-
lungnahme). 
 
Begrüßt wird die Festlegung der Laufzeit 
der Vereinbarungen durch die Vertrags-
parteien. 

Die Vereinbarungen enthalten einen Hinweis 
auf die Prüfungsrechte der örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe und die Möglichkeit der 
Wahrnehmung der Prüfungsrechte durch das 
Land bei den Einrichtungsträgern. Der Einrich-
tungsträger ist verpflichtet, die Einnahmen und 
Ausgaben der zuletzt abgerechneten Wirt-
schaftsperiode der Einrichtung nachvollziehbar, 
transparent sowie durch Nachweise belegt dar-
zulegen. Dies gilt entsprechend auch für die 
Verpflegungskosten. Näheres kann durch Sat-
zung des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe bestimmt werden. 

v e r s c h o b e n v e r s c h o b e n  

Im Zusammenhang mit der Übernahme von 
Verpflegungskosten nach § 29 Absatz 2 ist 
auch die Kindertagespflegeperson auf Nach-
frage des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe verpflichtet, die Zusammensetzung 
und Höhe der Verpflegungskosten nachvoll-
ziehbar, transparent sowie durch Nachweise 
belegt darzulegen. 

v e r s c h o b e n v e r s c h o b e n  

(2) Nach Ablauf des Vereinbarungszeitraumes 
und in den Fällen nach § 78d Absatz 3 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch sind die Verein-
barungen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 auch 

(2) Das Einvernehmen der Belegenheitsgemeinde gilt ebenso wie 
das Einvernehmen des Landes als erteilt, wenn es nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe verweigert wird (Fiktion des 
Einvernehmens). 
 

(2) Das Land und die Belegenheitsgemeinde sind an den Verhand-
lungen nach Absatz 1 zu beteiligen. Ihr Einvernehmen gilt als erteilt, 
wenn es nicht spätestens am Ende der Verhandlung verweigert wird 
oder wenn eine Teilnahme an der Verhandlung unterbleibt (Fiktion 
des Einvernehmens). 
 

 



27 
 

Kindertagesförderungsgesetz in der  
geltenden Fassung 

Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 –  
Stand Landtags-Drucksache 8/5199 vom 13.08.2025 

Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 –  
Stand: 17.10.2025 12:15 Uhr 

Bemerkungen / Hinweise LIGA M-V & 
Paritätischer MV  

auf Verlangen der Gemeinde, in der die Förde-
rung angeboten wird oder werden wird, neu zu 
verhandeln. 
(3) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, 
so entscheidet die Schiedsstelle nach § 78g des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

(3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 nicht zustande, 
nachdem eine Partei schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert 
hat, so entscheidet die nach § 78g des Achten Buches Sozialge-
setzbuch beim Landesamt für Gesundheit und Soziales gebildete 
Schiedsstelle auf Antrag einer Partei unverzüglich über die Ge-
genstände, über die keine Einigung erreicht werden konnte. Die 
Frist zur Anrufung der Schiedsstelle beträgt drei Monate. Ent-
scheidungen der Schiedsstelle treten zu dem darin bestimmten 
Zeitpunkt in Kraft. Wird ein Zeitpunkt für das Inkrafttreten nicht 
bestimmt, so werden die Festsetzungen der Schiedsstelle mit 
dem Tag wirksam, an dem der Antrag bei der Schiedsstelle ein-
gegangen ist. Die Festsetzung einer Vergütung, die vor diesen 
Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht zulässig. Ein rechtswidrig versag-
tes Einvernehmen der Gemeinde kann nur durch die Landrätin 
oder den Landrat als untere Rechtsaufsichtsbehörde und nicht 
durch die Schiedsstelle ersetzt werden. 

(3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 nicht zustande, nach-
dem eine Partei schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat, so 
entscheidet die nach § 78g des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
beim Landesamt für Gesundheit und Soziales gebildete Schieds-
stelle auf Antrag einer Partei unverzüglich über die Gegenstände, 
über die keine Einigung erreicht werden konnte. Die Frist zur Anru-
fung der Schiedsstelle beträgt drei Monate. Entscheidungen der 
Schiedsstelle treten zu dem darin bestimmten Zeitpunkt in Kraft. 
Wird ein Zeitpunkt für das Inkrafttreten nicht bestimmt, so werden 
die Festsetzungen der Schiedsstelle mit dem Tag wirksam, an dem 
der Antrag bei der Schiedsstelle eingegangen ist. Die Festsetzung 
einer Vergütung, die vor diesen Zeitpunkt zurückwirkt, ist nicht zu-
lässig.  
 

 

(4) Die einrichtungsspezifische Konzeption ist 
Bestandteil der Leistungsvereinbarung. In den 
Leistungsvereinbarungen müssen auch Aussa-
gen zur Gestaltung der Zusammenarbeit mit 
den Schulen, mit den Beratungsstellen nach § 
28 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie 
den Einrichtungen der Familienbildung und -be-
ratung im Einzugsbereich und dem Elternrat ge-
troffen werden. 

(4) Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der An-
nahmen, die der Entgeltvereinbarung zugrunde lagen, sind die 
Entgelte auf Verlangen einer Vertragspartei für den laufenden 
Vereinbarungszeitraum neu zu verhandeln. In diesen Fällen und 
nach Ablauf des Vereinbarungszeitraumes sind die Vereinbarun-
gen auch auf Verlangen des Landes oder der Belegenheitsge-
meinde neu zu verhandeln. 

(4) Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der Annah-
men, die der Entgeltvereinbarung zugrunde lagen, sind die Entgelte 
auf Verlangen einer Vertragspartei für den laufenden Vereinbarungs-
zeitraum neu zu verhandeln. In diesen Fällen und nach Ablauf des 
Vereinbarungszeitraumes sind die Vereinbarungen auch auf Verlan-
gen des Landes oder der Belegenheitsgemeinde neu zu verhandeln. 

 

(5) Die kommunalen Landesverbände schlie-
ßen mit den Verbänden der Träger der freien 
Jugendhilfe und den Vereinigungen sonstiger 
Leistungserbringer auf Landesebene einen 
Rahmenvertrag gemäß § 78f des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch über den Inhalt der Ver-
einbarungen nach Absatz 1 sowie die Ausge-
staltung der Geldleistung nach § 23 Absatz 2 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Darin 
sind insbesondere Regelungen zur Berechnung 
der Personal- und Sachkosten sowie Regelun-
gen zur Festlegung des Personalschlüssels zu 
treffen Die Satzungen der Landkreise und kreis-
freien Städte nach § 14 Absatz 2 dürfen den Re-
gelungen des Rahmenvertrages nicht wider-
sprechen, sie jedoch ergänzen. Wird ein Rah-
menvertrag nicht innerhalb eines Jahres, nach-
dem eine der in Satz 1 genannten Vertragspar-
teien zu Verhandlungen aufgefordert hat, ge-
schlossen, so findet auf Verlangen einer der in 
Satz 1 genannten Vertragsparteien ein Schlich-
tungsverfahren durch einen unparteiischen 
Schlichter statt. Einigen sich die in Satz 1 ge-
nannten Vertragsparteien nicht innerhalb einer 
Frist von acht Wochen nach Anzeige des 
Schlichtungsverfahrens auf einen Schlichter, so 
wird auf Verlangen einer der in Satz 1 genann-
ten Vertragsparteien vom fachlich für Kinderta-
gesförderung zuständigen Ministerium ein 

(5) Ungeachtet der Bedarfsplanung nach § 8 Absatz 1 bis 1b hat 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Einzelfall auf 
den Abschluss einer Vereinbarung nach Absatz 1 und 3 zu ver-
zichten, wenn für eine neue Kindertageseinrichtung seiner Ein-
schätzung nach kein Bedarf besteht, weil die zur Befriedigung 
des Bedarfs notwendigen Plätze bereits vorhanden sind und sta-
tistisch ein Rückgang der Kinderzahlen erwartet wird. 

(5) Ungeachtet der Bedarfsplanung nach § 8 Absatz 1 hat der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Einzelfall auf den Abschluss 
einer Vereinbarung nach Absatz 1 und 3 zu verzichten, wenn für eine 
neue Kindertageseinrichtung seiner Einschätzung nach kein Bedarf 
besteht, weil die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Plätze 
bereits vorhanden sind und statistisch ein Rückgang der Kinderzah-
len erwartet wird. 

Es wird nach wie vor ein Widerspruch zu § 
10 Abs. 1 Satz 2 gesehen. Dort ist dieser 
Sachverhalt an sich abschließend gere-
gelt:  
 
„Die Erteilung der Betriebserlaubnis be-
gründet keinen Anspruch auf Aufnahme 
von Verhandlungen und Abschluss einer 
Vereinbarung nach § 24 Absatz 1 und 3 mit 
dem örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe, wenn ausweislich seiner Bedarf-
splanung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 eine 
ausreichende Versorgung an Kinderbe-
treuungsangeboten vorhanden ist.“ 
 
 
Diese Regelung sollte daher gestrichen 
werden. 
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Schlichter bestimmt. Wird ein Schlichtungsvor-
schlag vorgelegt, sollen sich die in Satz 1 ge-
nannten Vertragsparteien dazu binnen acht 
Wochen äußern. Ein Schlichtungsvorschlag ist 
dann verbindlich, wenn die in Satz 1 genannten 
Vertragsparteien diesem zustimmen. Kommt 
ein Rahmenvertrag auch im Zuge eines 
Schlichtungsverfahrens nicht zustande, kann 
das fachlich für die Kindertagesförderung zu-
ständige Ministerium die Vertragsparteien 
schriftlich auffordern, die Verhandlungen inner-
halb von sechs Monaten erneut aufzunehmen. 
Sofern die Verhandlungen innerhalb dieses 
Zeitraumes nicht erneut aufgenommen werden, 
kann das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium stattdessen eine eigen-
ständige Empfehlung aussprechen. An bis da-
hin erzielte Verhandlungsergebnisse ist das Mi-
nisterium dabei nicht gebunden. 
(6) Ergibt die Prüfung gemäß § 33, dass die in 
der Vereinbarung gemäß Absatz 1 und 3 fest-
gelegten Leistungen seitens des Einrichtungs-
trägers nicht oder nicht vereinbarungsgemäß 
erbracht wurden, ist der örtliche Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe berechtigt, in Bezug auf 
diese Leistung ohne Ansehung der Laufzeit der 
Vereinbarung eine Neuverhandlung zu verlan-
gen. Im Rahmen der Neuverhandlung ist der 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe be-
rechtigt, das auf die nicht oder nicht vereinba-
rungsgemäße Leistung entfallende Entgelt zu 
berücksichtigen. Die Rechte gemäß Satz 1 und 
2 bestehen nicht, wenn der Einrichtungsträger 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. §§ 
276, 278, 280 Absatz 1 Bürgerliches Gesetz-
buch finden entsprechende Anwendung. Die 
Rechte gemäß Satz 1 und 2 sind in die Verein-
barungen nach Absatz 1 und 3 aufzunehmen. 

(6) Nach Abschluss der Vereinbarung nach § 24 Absatz 1 und 3 
ist der Träger verpflichtet, den Eltern das Ergebnis unter Berück-
sichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften durch Aushang 
in der Kindertageseinrichtung bekannt zu geben. Dabei hat er ins-
besondere über  
 
1. die Anzahl der belegten Plätze je Förderart und -umfang, 2. die 
Platzkosten je Förderart und -umfang,  
3. das den jeweiligen Förderarten zugeordnete Personal sowie  
4. Investitionen  
 
zu informieren.  

(6) Nach Abschluss der Vereinbarung nach § 24 Absatz 1 und 3 ist 
der Träger verpflichtet, den Eltern das Ergebnis unter Berücksichti-
gung datenschutzrechtlicher Vorschriften durch Aushang in der Kin-
dertageseinrichtung bekannt zu geben. Dabei hat er insbesondere 
über  
 
1. die Anzahl der belegten Plätze je Förderart und -umfang,  
2. die Platzkosten je Förderart und -umfang,  
3. das den jeweiligen Förderarten zugeordnete Personal sowie  
4. Investitionen  
 
zu informieren. Eine Aktualisierungspflicht während der Laufzeit der 
Vereinbarung besteht nicht.  

 

(7) Wird der Betrieb der Kindertageseinrichtung 
eingestellt und hat eine Prüfung gemäß § 33 er-
geben, dass die in der Vereinbarung gemäß Ab-
satz 1 und 3 festgelegten Leistungen seitens 
des Einrichtungsträgers nicht oder nicht verein-
barungsgemäß erbracht worden sind, ist der 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe be-
rechtigt, die hierauf entfallenden Entgelte zu-
rückzufordern. Absatz 6 Sätze 3 bis 5 gelten 
entsprechend. 

(7) Als Grundlage für die Bemessung der Entgelte nach Absatz 1 
und 3 sind Träger von Kindertageseinrichtungen verpflichtet, un-
abhängig von steuerrechtlichen und anderen Rechnungsle-
gungsverpflichtungen ein Rechnungs- und Buchführungssystem 
einschließlich einer Kosten- und Leistungsrechnung in Anleh-
nung an die Verordnung über die Rechnungs- und Buchführungs-
pflichten der Pflegeeinrichtungen einzurichten, das eine verursa-
chungsgerechte Erfassung und Zuordnung der betrieblichen Auf-
wendungen und Erträge für die jeweilige Einrichtung ermöglicht. 
Zur Vermeidung einer unbilligen Härte kann der örtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe einen Träger von dieser Verpflich-
tung befreien. 

v e r s c h o b e n  

 § 24a 
Form und Inhalt der Vereinbarungen 

§ 24a 
Form und Inhalt der Vereinbarungen 

 

 (1) Die Verhandlung nach § 24 Absatz 1 und 3 hat in der durch das 
für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium festgeleg-
ten Form zu erfolgen. Wird hierfür eine digitale Anwendung zur 
Verfügung gestellt, sind alle Beteiligten verpflichtet, diese zu nut-
zen. Vorgaben des für die Kindertagesförderung zuständigen Mi-
nisteriums für die bei Verhandlungsaufruf von den Trägern der 

(1) Die Verhandlung nach § 24 Absatz 1 und 3 hat in der durch das 
für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium festgelegten 
Form zu erfolgen. Wird hierfür eine digitale Anwendung zur Verfü-
gung gestellt, sind alle Beteiligten verpflichtet, diese zu nutzen. Vor-
gaben für die bei Verhandlungsaufruf von den Trägern der Kinderta-
geseinrichtungen vorzulegenden Unterlagen sind einzuhalten. Diese 
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Kindertageseinrichtungen vorzulegenden Unterlagen sind einzu-
halten. Mindestens ist das vorgegebene Musterkostenblatt aus-
zufüllen. Die Frist des § 24 Absatz 3 Satz 2 beginnt erst zu laufen, 
wenn die vorzulegenden Unterlagen vollständig sind. 

Vorgaben werden im Landesrahmenvertrag nach § 24b Absatz 1 ab-
schließend geregelt. Mindestens ist das vorgegebene Musterkosten-
blatt auszufüllen. Die Frist des § 24 Absatz 3 Satz 2 beginnt erst zu 
laufen, wenn die vorzulegenden Unterlagen vollständig sind.  
 

 (2) Mit den Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 und 3 werden In-
halt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote sowie differen-
zierte Entgelte für die Leistungsangebote der jeweiligen Kinder-
tageseinrichtungen jeweils unter Berücksichtigung der Vorschrif-
ten dieses Gesetzes festgelegt. Die einrichtungsspezifische Kon-
zeption ist Bestandteil der Leistungsvereinbarung. In den Leis-
tungsvereinbarungen müssen auch Aussagen zur Gestaltung der 
Zusammenarbeit mit dem Elternrat, den Schulen, den Beratungs-
stellen nach § 28 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie den 
Einrichtungen der Familienbildung und -beratung im Einzugsbe-
reich getroffen werden. In den Entgelten sind die betriebsnotwen-
digen Investitionen und Ausgaben, insbesondere die sich aus der 
Konzeption der Einrichtung ergebenden notwendigen Personal- 
und Sachkosten, enthalten. Dazu gehören die Personalkosten für 
das pädagogische Personal und für das Personal im Service- und 
Hausmeisterbereich. Alle Entgeltbestandteile sind innerhalb ihrer 
Kostenart zweckgebunden. 

(2) Mit den Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 und 3 werden Inhalt, 
Umfang und Qualität der Leistungsangebote sowie differenzierte 
Entgelte für die Leistungsangebote der jeweiligen Kindertagesein-
richtungen jeweils unter Berücksichtigung der Vorschriften dieses 
Gesetzes festgelegt. Die einrichtungsspezifische Konzeption ist Be-
standteil der Leistungsvereinbarung. In den Leistungsvereinbarun-
gen müssen auch Aussagen zur Gestaltung der Zusammenarbeit mit 
dem Elternrat, den Schulen, den Beratungsstellen nach § 28 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie den Einrichtungen der Fa-
milienbildung und -beratung im Einzugsbereich getroffen werden. In 
den Entgelten sind die betriebsnotwendigen Investitionen und Aus-
gaben – insbesondere die sich aus der Konzeption der Einrichtung 
ergebenden notwendigen Personal-, Sach- und Bewirtschaftungs-
kosten – enthalten. Dazu gehören die Kosten für das pädagogische 
Personal und für das Personal im Service- und Hausmeisterbereich. 
Bei den Personalkosten sind nur solche Kostenbestandteile anzuer-
kennen, die vom Träger der Kindertageseinrichtung tatsächlich ver-
ausgabt werden. Sie sind ausschließlich zweckgebunden einzuset-
zen. Investitions- sowie Sach- und Bewirtschaftungskosten können 
kostenartübergreifend ausgeglichen werden.   
 

 

 (2a) Die Bemessung des pädagogischen Personals erfolgt an-
hand der zu betreuenden Kinder, des Förderumfanges und der 
Förderart sowie der Öffnungszeiten der Einrichtung. Der für die 
jeweilige Kindertageseinrichtung ermittelte Personalschlüssel ist 
Grundlage für das zu vereinbarende Entgelt. Bei den Personal-
kosten sind nur diejenigen  
Kostenbestandteile anzuerkennen, die vom Träger der Kinderta-
geseinrichtung auch tatsächlich an das Personal ausgezahlt wer-
den. Werden trägerseitig Krankentage des  
Personals geltend gemacht, die die Anzahl der nach dem Landes-
rahmenvertrag pauschal berücksichtigungsfähigen Krankentage 
überschreiten, ist hierüber ein Nachweis zu  
erbringen. Der Nachweis erfolgt in Form einer datenschutzkon-
formen individualisierten Auflistung des Trägers, die den konkre-
ten Zeitraum der Erkrankung benennt und nach Krankentagen mit 
oder ohne Entgeltfortzahlung und Krankentagen für erkrankte 
Kinder differenziert sowie der Vorlage korrespondierender lohn- 
und gehaltsrelevanter Unterlagen, aus denen sich der Zeitraum 
der Entgeltfortzahlung ableiten lässt. Bis zur Untersetzung des 
ermittelten Personalschlüssels mit Personal wird ein abweichen-
des Entgelt auf der Basis der nachgewiesenen Personalausstat-
tung zum Verhandlungszeitpunkt ausgezahlt. Sobald das Perso-
nal nachgewiesen werden kann, erfolgt – auch unterjährig – die 
Anhebung des Entgelts bis zum vereinbarten Personalschlüssel 
zum jeweils folgenden Kalendermonat. 

  

 (2b) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe prüfen, ob 
die vorgehaltenen Gebäude und Grundstücke für den Betrieb der 
Einrichtung notwendig sind und wirtschaftlich geführt werden. 
Dabei sollen die Mindestgebäude- und Grundstücksflächen, die 
sich aus den Hygienegrundsätzen für Kindertageseinrichtungen 
des Landesamtes für Gesundheit und Soziales in ihrer jeweils 

(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe prüfen, ob die 
vorgehaltenen Gebäude und Grundstücke für den Betrieb der Ein-
richtung notwendig sind und wirtschaftlich geführt werden. 

Hinweis: Regelung deutlich vereinfacht 
und die Anerkennung der Flächen auf die 
kommunale Ebene verlagert. 
Im Rahmen des Forums „Gute Kita 2030“ 
sollte das Thema Grundstück und Ge-
bäude weiter beraten werden. 
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gültigen Fassung ergeben, um nicht mehr als 10 Prozent über-
schritten werden. Kosten für Miete oder Pacht sollen nur bis zur 
Höhe der ortsüblichen Preise für Gewerbemieten anerkannt wer-
den. Liegen keine vergleichbaren Mietpreise vor, erfolgt eine 
selbstkostenbasierte Bestimmung nach dem öffentlichen Preis-
recht. Abschreibungen sind maximal auf der Basis der um öffent-
liche Fördermittel gekürzten tatsächlichen Anschaffungs- und 
Herstellungskosten und unter Anwendung des § 34 der Gemein-
dehaushaltsverordnung-Doppik zulässig und dürfen nur aner-
kannt werden, wenn der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe dem Investitionsantrag vorab zugestimmt hat. Eine Verzin-
sung darf sich maximal an den zum Finanzierungszeitpunkt gel-
tenden Referenzzinssätzen für sichere langfristige Geldanlagen 
orientieren. Kalkulatorische Kosten, insbesondere Eigenkapital-
zinsen, gelten als für die Leistungserbringung grundsätzlich 
nicht erforderlich und sollen in den Entgelten nicht berücksichtigt 
werden. Gleiches gilt für kalkulatorische Miet- oder Pachtkosten. 

 (2c) Bei der Vereinbarung von Pauschalen sind nur diejenigen 
Kostenbestandteile in der Herleitung berücksichtigungsfähig, die 
vom Träger der Kindertageseinrichtung auch tatsächlich aufge-
wendet werden. 

  

 (2d) Investitionen einschließlich Ersatzbeschaffungen sowie eine 
Erhöhung der Vergütung für Investitionen können nur verlangt 
werden, wenn der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe der 
Investitionsmaßnahme vorher zugestimmt hat. Förderungen aus 
öffentlichen Mitteln sind anzurechnen. Ebenfalls zustimmungs-
pflichtig sind Anmietungen oder Anpachtungen neuer Objekte 
oder Veränderungen des Miet- oder Pachtzinses bei bestehenden 
Objekten. Die Gewährung von Darlehenszinsen erfolgt nur, wenn 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe der Darlehensauf-
nahme vorher zugestimmt hat. 

Investitionen sowie eine Erhöhung der Vergütung für Investitionen 
können nur verlangt werden, wenn der örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe der Investitionsmaßnahme vorher zugestimmt hat. 
Förderungen aus öffentlichen Mitteln sind anzurechnen. Bestim-
mungen zur Zustimmungspflicht bei der Anmietung oder Anpach-
tung neuer Objekte, bei Änderungen des Miet- oder Pachtzinses be-
stehender Objekte sowie bei der Aufnahme von Darlehen als Voraus-
setzung für die Gewährung von Darlehenszinsen werden im Landes-
rahmenvertrag gemäß § 24b Absatz 1 abschließend geregelt.  

 

 (3) Der Einrichtungsträger ist verpflichtet, im Rahmen der Ver-
handlung die Einnahmen und Ausgaben der zuletzt abgerechne-
ten Wirtschaftsperiode der Einrichtung auf der Grundlage seiner 
Kosten- und Leistungsrechnung nachvollziehbar, transparent so-
wie durch Nachweise belegt darzulegen. Insbesondere hat er 
nachzuweisen, in welchem Umfang die geplanten Mittel der jewei-
ligen festgelegten Kostenarten aus der vorherigen Verhandlung 
tatsächlich für die entsprechenden Zwecke verausgabt wurden. 
Die Nachweispflichten gelten sinngemäß auch für die Verpfle-
gungskosten. Bei der erstmaligen Verhandlung des erhöhten Be-
darfs an Hortförderung während der Schulferien hat der Träger 
der Kindertageseinrichtung eine Bedarfsanalyse vorzulegen und 
in den Folgeverhandlungen die jeweilige IST-Inanspruchnahme. 
Näheres kann durch Satzung des örtlichen Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe bestimmt werden. 

(4) Der Einrichtungsträger ist verpflichtet, im Rahmen der Verhand-
lung die Einnahmen und Ausgaben der zuletzt abgerechneten Wirt-
schaftsperiode der Einrichtung nachvollziehbar und transparent 
darzulegen sowie durch geeignete Nachweise zu belegen. Insbeson-
dere hat er nachzuweisen, in welchem Umfang die in der vorherigen 
Verhandlung veranschlagten Mittel für Personal, Investitionen sowie 
Sach- und Bewirtschaftungskosten tatsächlich zweckentsprechend 
verwendet wurden. Bei der erstmaligen Verhandlung des erhöhten 
Bedarfs an Hortförderung während der Schulferien hat der Träger 
der Kindertageseinrichtung eine Bedarfsanalyse vorzulegen und in 
den Folgeverhandlungen die jeweilige IST-Inanspruchnahme. Nähe-
res kann durch Satzung des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe bestimmt werden. 

Auch hier wäre eine Verbindung zum Lan-
desrahmenvertrag KiföG gut. Dahinge-
hend sollte der letzte Satz geändert wer-
den, weil im Eingangssatz auch auf die 
Verhandlungen verwiesen wird. Damit wird 
dann der fachlich nachvollziehbare Zu-
sammenhang hergestellt. 
 
„Näheres kann im Landesrahmenvertrag 
gemäß § 24b Absatz 1 abschließend gere-
gelt werden.“ 
 

 (4) Entstehen im Vereinbarungszeitraum Minderausgaben bei al-
len oder einzelnen Kostenarten sind diese bei der nächsten Ver-
handlung entgeltmindernd zu berücksichtigen. Insbesondere er-
folgt bei der Kostenart Personal eine vollständige Anrechnung im 
Falle von Langzeiterkrankungen ohne Nachbesetzung. Minder-
ausgaben bei Investitionskosten, Sach- und Bewirtschaftungs-
mitteln sind einer Betriebskostenrücklage und bei Trägern, die Ei-
gentümer oder diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind, darüber 
hinaus einer Investitionsrücklage zuzuführen. Die Rücklagen des 
Trägers sind nachweislich in den Folgejahren, spätestens im vier-
ten Wirtschaftsjahr, zur Erfüllung der jeweiligen Aufgaben nach 
diesem Gesetz zu nutzen. Sie sind marktüblich zu verzinsen. Die 

(5) Ergeben sich im Vereinbarungszeitraum Minderausgaben in der 
Kostenart Personal, ist der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe befugt, zu entscheiden, ob diese Mittel bei der nachfolgenden 
Entgeltverhandlung hinsichtlich der Kostenart Personal entgeltmin-
dernd berücksichtigt oder einer Personalkostenrücklage zugeführt 
werden. Für Minderausgaben in den Kostenarten Investitionen so-
wie Sach- und Bewirtschaftungskosten kann der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe festlegen, dass diese einer Betriebskosten-
rücklage und – bei Trägern, die Eigentümer sind oder diesen wirt-
schaftlich gleichgestellt werden – zusätzlich einer Investitionsrück-
lage zuzuführen sind. Die gebildeten Rücklagen sind vom Träger 
nachweislich innerhalb von vier Wirtschaftsjahren zur Erfüllung der 

Es wird hier auf die ausführliche Stellung-
nahme verwiesen. Zudem müssen dann 
auch Mehrausgaben berücksichtig wer-
den. 
 
Diese Regelung steht im Widerspruch zur 
Regelung in § 24 Abs. 1.  
Die Nachweisführung erfolgt bereits nach 
§ 24b Abs. 4. 
 
Es wird vorgeschlagen, diesen Absatz 
zu streichen. 
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Berechnung der zulässigen Rücklagenhöhe erfolgt einrichtungs-
bezogen, die Verwendung kann trägerbezogen erfolgen, wenn der 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe dem zustimmt. 

in diesem Gesetz geregelten Aufgaben einzusetzen. Sie sind markt-
üblich zu verzinsen. Die Berechnung der zulässigen Rücklagenhöhe 
erfolgt einrichtungsbezogen, die Verwendung kann trägerbezogen 
erfolgen, wenn der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe dem 
zustimmt. 
 

 

 (5) Abweichungen von der Leistungsvereinbarung gemäß § 24 
Absatz 1 und 3 muss der Einrichtungsträger unverzüglich kom-
pensieren oder, wenn diese nicht nur vorübergehend sind, dem 
Vereinbarungspartner mitteilen. In diesen Fällen ist der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, das vereinbarte 
Entgelt für die Dauer der Pflichtverletzung zu kürzen. Wahlweise 
kann er in Bezug auf diese Leistung ohne Ansehung der Laufzeit 
der Vereinbarung eine Neuverhandlung verlangen. Im Rahmen 
der Neuverhandlung ist der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe berechtigt, das auf die nicht oder nicht vereinbarungs-
gemäß erbrachte Leistung entfallende Entgelt zu berücksichti-
gen. Die Rechte gemäß Satz 2 bis 4 bestehen nicht, wenn der Ein-
richtungsträger die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. §§ 
276, 278, 280 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches finden ent-
sprechende Anwendung. 

(6) Abweichungen von der Leistungsvereinbarung gemäß § 24 Ab-
satz 1 und 3 muss der Einrichtungsträger unverzüglich kompensie-
ren oder, wenn diese nicht nur vorübergehend sind, dem Vereinba-
rungspartner mitteilen. In diesen Fällen ist der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, das vereinbarte Entgelt für die 
Dauer der Pflichtverletzung zu kürzen. Wahlweise kann er in Bezug 
auf diese Leistung ohne Ansehung der Laufzeit der Vereinbarung 
eine Neuverhandlung verlangen. Im Rahmen der Neuverhandlung ist 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, das auf 
die nicht oder nicht vereinbarungsgemäß erbrachte Leistung entfal-
lende Entgelt zu berücksichtigen. Die Rechte gemäß Satz 2 bis 4 be-
stehen nicht, wenn der Einrichtungsträger die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. §§ 276, 278, 280 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches finden entsprechende Anwendung. 
 

 

 (6) Wird der Betrieb der Kindertageseinrichtung eingestellt und 
ergibt eine aufgrund dessen erfolgte Prüfung nach § 33, dass die 
in der Vereinbarung gemäß § 24 Absatz 1 und 3 festgelegten Leis-
tungen seitens des Einrichtungsträgers nicht oder nicht verein-
barungsgemäß erbracht worden sind, ist der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe berechtigt, die hierauf entfallenden Ent-
gelte zurückzufordern. Absatz 5 Satz 5 und 6 gelten entspre-
chend. 

(7) Wird der Betrieb der Kindertageseinrichtung eingestellt und 
ergibt eine aufgrund dessen erfolgte Prüfung nach § 33, dass die in 
der Vereinbarung gemäß § 24 Absatz 1 und 3 festgelegten Leistun-
gen seitens des Einrichtungsträgers nicht oder nicht vereinbarungs-
gemäß erbracht worden sind, ist der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe berechtigt, die hierauf entfallenden Entgelte zurückzu-
fordern. Absatz 6 Satz 5 und 6 gelten entsprechend. 

 

 (7) In den Vereinbarungen sind die Verpflegungskosten nach § 11 
Absatz 2 gesondert auszuweisen und sind Hinweise auf die 
Rechte nach den Absätzen 5 und 6 sowie die Prüfungsrechte 
nach § 33 aufzunehmen. 

(8) In den Vereinbarungen sind die Verpflegungskosten nach § 11 
Absatz 2 gesondert auszuweisen und sind Hinweise auf die Rechte 
nach den Absätzen 6 und 7 sowie die Prüfungsrechte nach § 33 auf-
zunehmen. 

 

 § 24b 
Landesrahmenvertrag 

§ 24b 
Landesrahmenvertrag 

 

 (1) Die kommunalen Landesverbände schließen mit den Verbän-
den der Träger der freien Jugendhilfe und den Vereinigungen 
sonstiger Leistungserbringer auf Landesebene einen Rahmen-
vertrag über den Inhalt der Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 
sowie die Ausgestaltung der Geldleistung nach § 23 Absatz 2 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch. Darin sind insbesondere Re-
gelungen zur Berechnung der Personal- und Sachkosten sowie 
Regelungen zur Festlegung des Personalschlüssels zu treffen. 
Die Satzungen der Landkreise und kreisfreien Städte nach § 14 
Absatz 2 dürfen den Regelungen des Rahmenvertrages nicht wi-
dersprechen, sie jedoch ergänzen. 
 

(1) Die kommunalen Landesverbände schließen mit den Verbänden 
der Träger der freien Jugendhilfe und den Vereinigungen sonstiger 
Leistungserbringer auf Landesebene einen Rahmenvertrag über den 
Inhalt der Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 sowie die Ausgestal-
tung der Geldleistung nach § 23 Absatz 2 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch. Darin sind insbesondere Regelungen zur Berechnung 
der Personal- und Sachkosten sowie Regelungen zur Festlegung 
des Personalschlüssels zu treffen. Die Satzungen der Landkreise 
und kreisfreien Städte nach § 14 Absatz 2 dürfen den Regelungen 
des Rahmenvertrages nicht widersprechen, sie jedoch ergänzen. 
 

 

 (2) Wird ein Rahmenvertrag nicht innerhalb eines Jahres, nach-
dem eine der in Absatz 1 genannten Vertragsparteien zu Verhand-
lungen aufgefordert hat, geschlossen, so findet auf Verlangen ei-
ner der in Satz 1 genannten Vertragsparteien ein Schlichtungs-
verfahren durch einen unparteiischen Schlichter statt. Einigen 
sich die in Satz 1 genannten Vertragsparteien nicht innerhalb ei-
ner Frist von acht Wochen nach Anzeige des Schlichtungsverfah-
rens auf einen Schlichter, so wird auf Verlangen einer der in Satz 
1 genannten Vertragsparteien vom für die Kindertagesförderung 
zuständigen Ministerium ein Schlichter bestimmt. Wird ein 

(2) Wird ein Rahmenvertrag nicht innerhalb eines Jahres, nachdem 
eine der in Absatz 1 genannten Vertragsparteien zu Verhandlungen 
aufgefordert hat, geschlossen, so findet auf Verlangen einer der in 
Satz 1 genannten Vertragsparteien ein Schlichtungsverfahren durch 
einen unparteiischen Schlichter statt. Einigen sich die in Satz 1 ge-
nannten Vertragsparteien nicht innerhalb einer Frist von acht Wo-
chen nach Anzeige des Schlichtungsverfahrens auf einen Schlich-
ter, so wird auf Verlangen einer der in Satz 1 genannten Vertragspar-
teien vom für die Kindertagesförderung zuständigen Ministerium ein 
Schlichter bestimmt. Wird ein Schlichtungsvorschlag vorgelegt, sol-
len sich die in Satz 1 genannten Vertragsparteien dazu binnen acht 
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Schlichtungsvorschlag vorgelegt, sollen sich die in Satz 1 ge-
nannten Vertragsparteien dazu binnen acht Wochen äußern. Ein 
Schlichtungsvorschlag ist dann verbindlich, wenn die in Satz 1 
genannten Vertragsparteien diesem zustimmen. Kommt ein Rah-
menvertrag auch im Zuge eines Schlichtungsverfahrens nicht zu-
stande, kann das für die Kindertagesförderung zuständige Minis-
terium die Vertragsparteien schriftlich auffordern, die Verhand-
lungen innerhalb von sechs Monaten erneut aufzunehmen. So-
fern die Verhandlungen innerhalb dieses Zeitraumes nicht erneut 
aufgenommen werden, kann das für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium stattdessen eine eigenständige Empfeh-
lung aussprechen. An bis dahin erzielte Verhandlungsergebnisse 
ist das Ministerium dabei nicht gebunden. 

Wochen äußern. Ein Schlichtungsvorschlag ist dann verbindlich, 
wenn die in Satz 1 genannten Vertragsparteien diesem zustimmen. 
Kommt ein Rahmenvertrag auch im Zuge eines Schlichtungsverfah-
rens nicht zustande, kann das für die Kindertagesförderung zustän-
dige Ministerium die Vertragsparteien schriftlich auffordern, die Ver-
handlungen innerhalb von sechs Monaten erneut aufzunehmen. So-
fern die Verhandlungen innerhalb dieses Zeitraumes nicht erneut 
aufgenommen werden, kann das für die Kindertagesförderung zu-
ständige Ministerium stattdessen eine eigenständige Empfehlung 
aussprechen. An bis dahin erzielte Verhandlungsergebnisse ist das 
Ministerium dabei nicht gebunden. 

  (3) Sofern die Vertragsparteien des Landesrahmenvertrags keine Re-
gelungen nach § 24a Absatz 1 Satz 4 treffen, kann das für die Kin-
destagesförderung zuständige Ministerium ein Schlichtungsverfah-
ren durchführen. Scheitert die Schlichtung, kann das für die Kindes-
tagesförderung zuständige Ministerium abschließende Festlegun-
gen treffen. 

 

§ 25 
Grundsätze der Finanzierung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Kindertagesförderung in Kindertages-
einrichtungen sowie in der Kindertagespflege 
wird gemäß §§ 26, 27 und 28 gemeinsam durch 
das Land, die Gemeinden und die örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe finanziert. Aus-
genommen bleiben gemäß § 29 Absatz 1 die 
Kosten der Verpflegung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Träger von Kindertageseinrichtungen 
können sich durch nicht refinanzierbare Eigen-
anteile an den Kosten ihrer Einrichtung beteili-
gen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Soweit Kinder in Kindertageseinrichtungen 
oder in Kindertagespflege Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach dem Achten Buch Sozial-
gesetzbuch oder dem Neunten Buch Sozialge-
setzbuch erhalten, erfolgt die Finanzierung die-
ser Leistungen auf Grundlage des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 26 
Finanzielle Beteiligung des Landes 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Land beteiligt sich jährlich in Höhe von 
55,22 Prozent an den Kosten der Kindertages-
förderung. Grundlage sind die Ausgaben der 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe im 
jeweiligen Haushaltsjahr für die Entgelte nach § 
24 Absatz 1 und 3 sowie die laufende Geldleis-
tung der Kindertagespflegepersonen nach § 23 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch. Zu den 
Kosten nach Satz 1 gehören auch die Ausga-
ben für die Fach- und Praxisberatung nach § 16 
sowie die Fort- und Weiterbildung von Kinderta-
gespflegepersonen nach § 20, soweit diese 
nicht in den Ausgaben nach Satz 2 enthalten 
sind. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(2) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe bis zur jeweiligen Ab-
rechnung der Kosten nach Absatz 1 Abschlags-
zahlungen auf diese Kosten. Die Verteilung der 
Mittel auf den jeweiligen örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe erfolgt auf der Grundlage 
der in Vollzeitäquivalente umgerechneten 
Plätze, die von Kindern in Anspruch genommen 
werden, die im Zuständigkeitsbereich des örtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Der Abschlagsbetrag für jeden in Vollzeitäqui-
valente umgerechneten belegten Platz beträgt 
im Jahr 2025 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Landkreis Ludwigslust-Parchim 4 849 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Landkreis Mecklenburgische Seen-
platte 4 861 Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Landkreis Nordwestmecklenburg 4 906 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Landkreis Rostock 4 490 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
5. Landkreis Vorpommern-Greifswald 

4 905 Euro, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. Landkreis Vorpommern-Rügen 5 221 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

7. Hansestadt Rostock 5 052 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
8. Landeshauptstadt Schwerin 5 127 Euro u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

und im Jahr 2026 u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
1. Landkreis Ludwigslust-Parchim 5 130 

Euro, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Landkreis Mecklenburgische Seen-
platte 5 143 Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Landkreis Nordwestmecklenburg 5 191 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Landkreis Rostock 4 750 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
5. Landkreis Vorpommern-Greifswald 

5 190 Euro, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. Landkreis Vorpommern-Rügen 5 523 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

7. Hansestadt Rostock 5 345 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
8. Landeshauptstadt Schwerin 5 424 

Euro. 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Diese Abschlagsbeträge sind mit den um einen 
Prozent gesteigerten Vollzeitäquivalenten aus 
dem Vorjahr nach Absatz 3 zu multiplizieren. Ab 
dem Jahr 2027 wird die Höhe des jährlichen Ab-
schlagsbetrages für jeden in Vollzeitäquivalente 
umgerechneten Platz je örtlichem Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe durch Erlass des für die 
Kindertagesförderung zuständigen Ministeri-
ums festgesetzt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Die Abschlagsbeträge je örtlichem Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe werden wie folgt ermit-
telt: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Anteil des Landes nach Absatz 1 Satz 
1 an den Gesamtkosten der Kinderta-
gesförderung des jeweiligen örtlichen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Trägers der öffentlichen Jugendhilfe im 
vorvergangenen Jahr, dividiert durch 
seine in Vollzeitäquivalente umgerech-
nete gemeldete Anzahl der Plätze ge-
mäß Absatz 3, die von Kindern in An-
spruch genommen werden, die im Zu-
ständigkeitsbereich des örtlichen Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

2. Die sich nach Nummer 1 ergebenden 
Abschlagsbeträge werden für das 
Folgejahr und das Folgefolgejahr ge-
steigert. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Der Prozentsatz für die Steigerung des 
Abschlagsbetrages wird auf der Grund-
lage der Ausgaben pro Vollzeitäquiva-
lent des jeweiligen örtlichen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe ermittelt 
und errechnet sich aus den Angaben: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

a) des jeweiligen Vorjahres für die Ausga-
ben der Kindertagesförderung gemäß 
Absatz 4, dividiert durch die Anzahl der 
Vollzeitäquivalente am Stichtag des je-
weiligen Vorjahres gemäß Absatz 3 
und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

b) des jeweiligen Vorvorjahres für die 
Ausgaben der Kindertagesförderung 
gemäß Absatz 4, dividiert durch die An-
zahl der Vollzeitäquivalente am Stich-
tag des jeweiligen Vorvorjahres gemäß 
Absatz 3 und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

c) der Differenz der Ausgaben pro Voll-
zeitäquivalent des Vorjahres zum Vor-
vorjahr, das mit 100 Prozent zum An-
satz kommt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Die sich danach ergebenden Ab-
schlagsbeträge sind auf volle Euro auf-
zurunden und mit den um einen Pro-
zent gesteigerten Vollzeitäquivalenten 
aus dem Vorjahr nach Absatz 3 zu mul-
tiplizieren. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Die Abschlagszahlungen werden in vier Teilbe-
trägen jeweils am 10. Januar, 1. April, 1. Juli 
und 1. Oktober durch das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales ausgezahlt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Maßgeblich für die Anzahl der Plätze nach 
den Absätzen 2 und 10 bis 12 sind die auf das 
Vorjahr bezogenen Meldungen nach § 101 Ab-
satz 2 Nummer 10 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch zum Stichtag 1. März. Die von den 
Trägern der Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflegepersonen an den örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 101 Ab-
satz 2 Nummer 10 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch erteilten Meldungen werden von 
den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugend-
hilfe bis zum 1. Mai eines jeden Jahres an das 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Landesamt für Gesundheit und Soziales zu-
sammengefasst weitergegeben. 
Die gemeldeten Plätze werden vom Landesamt 
für Gesundheit und Soziales je nach Förderart 
und -umfang mit folgenden Prozentsätzen in 
Vollzeitäquivalente umgerechnet: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

a) ganztags 100 Prozent, Teilzeit 60 Pro-
zent und halbtags 40 Prozent, wenn die 
Plätze mit Kindern bis zum Schuleintritt 
belegt sind, und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

b) ganztags Hort 100 Prozent und Teilzeit 
Hort 60 Prozent, wenn diese mit Kin-
dern im Grundschulalter belegt sind. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Bis zum 1. April eines jeweiligen Jahres 
übermitteln die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe dem Landesamt für Gesundheit 
und Soziales die Ausgaben des jeweiligen Vor-
jahres gemäß Absatz 1 sowie die Einnahmen 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 bezogen auf das 
jeweilige Vorjahr. Die Angaben sind zuvor 
durch die in den Landkreisen und kreisfreien 
Städten für den Jahresabschluss zuständigen 
Stellen verbindlich zu bestätigen. Die Ausgaben 
sind Grundlage für die Abrechnung der Ab-
schlagszahlungen nach Absatz 2 mit dem je-
weiligen örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe. Das Landesamt für Gesundheit und 
Soziales setzt die tatsächlich benötigte Höhe 
der Zuweisungen fest (Festsetzungsbescheid). 
Gesonderte Ausgleichsbeträge und Zuwei-
sungsbeträge des Landes nach diesem Gesetz 
und seinen Verordnungen sind seitens des Lan-
desamtes für Gesundheit und Soziales ab der 
Spitzabrechnung für das Jahr 2025 von den ge-
meldeten Ausgaben nach Satz 1 zu subtrahie-
ren, sofern diese Beträge Teil der Ausgaben 
nach Absatz 1 Satz 1 waren. Die Differenz zwi-
schen dem Ausgleichsbetrag und dem Ab-
schlagsbetrag für den jeweiligen örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe wird durch das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales ausge-
zahlt. Die aufgrund des Festsetzungsbeschei-
des vom örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe an das Land zu erstattende Differenz 
zwischen dem Ausgleichsbetrag und dem Ab-
schlagsbetrag ist an das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales zu erstatten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe eine Zuweisung in 
Höhe von jährlich 5 000 000 Euro zur gezielten 
individuellen Förderung von Kindern nach § 3 
Absatz 6. Darüber hinaus kann das Land wei-
tere Mittel nach Maßgabe des Landeshaus-
haltsplanes zuweisen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(5a) Grundlage für die Verteilung der Mittel sind 
die Kosten, die den örtlichen Trägern der öffent-
lichen Jugendhilfe bei der Übernahme der Ver-
pflegungskosten gemäß § 29 Absatz 2 für das 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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vorvergangene Jahr entstanden sind und deren 
Höhe gemäß § 32 Absatz 1 Nummer 1 an das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales über-
mittelt wird. Die Zuweisungen werden in zwei 
Teilbeträgen jeweils am 10. Januar und am 1. 
Juli an die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe ausgezahlt. Diese leiten die ihnen ge-
währten Beträge an die Träger von Kinderta-
geseinrichtungen und die Kindertagespflege-
personen weiter, die die Anwendung der Ver-
fahren gemäß § 3 Absatz 6 sowie einen über-
durchschnittlichen Anteil übernommener Ver-
pflegungskosten gemäß § 29 Absatz 2 nach-
weisen. Die Träger von Kindertageseinrichtun-
gen und die Kindertagespflegepersonen treffen 
in eigener Verantwortung Entscheidungen über 
den gezielten Einsatz der nach Absatz 5 zur 
Verfügung gestellten finanziellen Mittel. Die Re-
gelung in § 25 Absatz 3 gilt entsprechend. 
(6) Das Land stellt für die anteilige Finanzierung 
der Qualitätsentwicklung und -sicherung nach § 
12 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 6 und 
7 und für 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. die Durchführung von Projekten und 
Aufgaben von landesweiter Bedeutung, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Forschungsvorhaben zur Weiterent-
wicklung der Kindertagesförderung und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Modellvorhaben, die den Zielstellungen 
des § 1 in besonderer und innovativer 
Weise Rechnung tragen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Mittel in Höhe von 626 000 Euro jährlich zur 
Verfügung. Darüber hinaus kann das Land 
nach Maßgabe des Landeshaushaltsplans 
Maßnahmen nach Satz 1 fördern. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(7) Das Land stellt für die Umsetzung und Wei-
terentwicklung der Bildungskonzeption für 0- 
bis 10-jährige Kinder in Mecklenburg-Vorpom-
mern, der damit verbundenen Aufwendungen 
sowie der Finanzierung von Fachtagungen und 
Konsultationseinrichtungen Mittel in Höhe von 
100 000 Euro jährlich zur Verfügung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(8) Das Land stellt für die Durchführung und die 
landesweite Evaluation der gezielten individuel-
len Förderung nach § 3 Absatz 6 jährlich 
200 000 Euro zur Verfügung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(9) Das Land stellt den örtlichen Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe für die Durchführung von 
regelmäßigen Regionaltreffen nach § 20 Absatz 
2 jeweils Mittel in Höhe von 10 000 Euro zur 
Verfügung. Diese Mittel sind Bestandteil der 
Bemessungsgrundlage der jährlichen Beteili-
gung des Landes nach Absatz 1. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(10) Das Land gewährt den örtlichen Trägern 
der öffentlichen Jugendhilfe ab dem 1. Januar 
2025 zur Unterstützung der Finanzierung der 
Ausgaben für die Alltagshilfskräfte nach § 2 Ab-
satz 9 eine Zuweisung nach Maßgabe des Lan-
deshaushaltsplanes, sofern diese Ausgaben 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  



37 
 

Kindertagesförderungsgesetz in der  
geltenden Fassung 

Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 –  
Stand Landtags-Drucksache 8/5199 vom 13.08.2025 

Änderungen des Art. 12 Haushaltsbegleitgesetz 2026/2027 –  
Stand: 17.10.2025 12:15 Uhr 

Bemerkungen / Hinweise LIGA M-V & 
Paritätischer MV  

nicht gleichzeitig Teil der Entgelte nach § 24 Ab-
satz 1 und 3 und damit Bestandteil der Ausga-
ben für die Kindertagesförderung nach Absatz 
1 Satz 1 und 2 sind. Die Mittel werden auf der 
Grundlage der Anzahl der belegten Plätze in 
Kindertageseinrichtungen im Vorjahr gemäß 
Absatz 3 auf die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe verteilt. Die Zuweisung erfolgt 
in Form eines jährlichen Gesamtbetrages, der 
jeweils zum 10. Januar durch das Landesamt 
für Gesundheit und Soziales ausgezahlt wird. 
(11) Ab dem 1. September 2024 bis zum 31. 
Dezember 2024 sind die Ausgaben für die Ab-
senkung des Fachkraft-Kind-Verhältnisses 
nach § 14 Absatz 1 Satz 2 nicht Bestandteil der 
Ausgaben nach Absatz 1 Satz 2. Das Land stellt 
deshalb den örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe für die Finanzierung der durch die 
Absenkung des Fachkraft-Kind-Verhältnisses 
entstehenden Mehrkosten Mittel in Höhe von 3 
940 000 Euro zur Verfügung. Die Mittel werden 
auf der Grundlage der Anzahl der belegten 
Plätze in Kindertageseinrichtungen von Kindern 
ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum 
Eintritt in die Schule am Stichtag 1. März 2024 
gemäß der Meldung nach Absatz 3 auf die ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ver-
teilt. Die Zuweisung erfolgt in Form eines Ge-
samtbetrages, der zum 1. Juli 2024 durch das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales ausge-
zahlt wird. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t    
 

(12) Im Jahr 2024 sind die Ausgaben für den 
beitragsfreien Ferienhort nach § 6 Absatz 6 
nicht Bestandteil der Ausgaben nach Absatz 1 
Satz 2. Das Land stellt deshalb den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe für die Fi-
nanzierung der durch den beitragsfreien Ferien-
hort entstehenden Mehrkosten vom 1. Juli 2024 
bis zum 31. Dezember 2024 Mittel in Höhe von 
750 000 Euro zur Verfügung. Die Mittel werden 
auf der Grundlage der Anzahl der belegten 
Plätze von Kindern im Grundschulalter am 
Stichtag 1. März 2024 gemäß der Meldung 
nach Absatz 3 auf die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe verteilt. Die Zuweisung 
erfolgt in Form eines Gesamtbetrages, der bis 
zum 15. Juni 2024 durch das Landesamt für 
Gesundheit und Soziales ausgezahlt wird. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 26a 
Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der 

Ausgaben für den erhöhten Bedarf an Hort-
förderung während der Schulferien 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1), (2), (3) [aufgehoben] u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
(4) Den Landkreisen und kreisfreien Städten 
wird im Jahr 2024 für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nach § 35 Absatz 1 ein Ausgleichs-
betrag in Höhe von 45 600 Euro gewährt. Der 
Ausgleichsbetrag wird wie folgt verteilt: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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1. Landkreis Ludwigslust-Parchim 6 100 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Landkreis Mecklenburgische Seen-
platte 8 800 Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Landkreis Nordwestmecklenburg 4 600 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Landkreis Rostock 7 300 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
5. Landkreis Vorpommern-Greifswald 

7 100 Euro, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. Landkreis Vorpommern-Rügen 6 000 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

7. Hansestadt Rostock 3 800 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
8. Landeshauptstadt Schwerin 1 900 

Euro. 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Der Ausgleichsbetrag wird in monatlichen Teil-
beträgen zur Mitte des Monats ausgezahlt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 26b 
Ausgleichsbeträge zur Finanzierung der 

Ausgaben der Ausbildungsvergütung nach 
§ 14 Absatz 7 Satz 2 bis 4 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe jährliche Ausgleichsbe-
träge für die Ausbildungsvergütung im ersten 
und zweiten Ausbildungsjahr für Personen, die 
ab Beginn des neuen Ausbildungsjahrganges 
2023/2024 zu staatlich anerkannten Erzieherin-
nen und Erziehern für 0- bis 10-Jährige ausge-
bildet werden. Die Ausgleichsbeträge umfassen 
die Ausbildungsvergütung und die Arbeitgeber-
beiträge zur Sozialversicherung sowie weitere 
Beiträge, zu denen Arbeitgebende aufgrund 
von gesetzlichen Regelungen verpflichtet sind. 
Die Ausgleichsbeträge werden nur gewährt, 
wenn diese für den gleichen Zeitraum nicht Be-
standteil der Vereinbarung über Leistung, Ent-
gelt und Qualitätsentwicklung nach § 24 Absatz 
1 und 3 sind. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe im Voraus Abschlags-
beträge für die Ausbildungsvergütung im ersten 
und zweiten Ausbildungsjahr für Personen, die 
zu staatlich anerkannten Erzieherinnen und Er-
ziehern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet wer-
den. Die Höhe des Abschlagsbetrages wird auf 
der Grundlage der Anzahl der vom Land finan-
zierten Auszubildenden im vorangegangenen 
Ausbildungsjahr ermittelt. Die Abschlagszah-
lungen erfolgen jeweils für ein Ausbildungsjahr 
in zwei Raten. Die erste Rate wird für die Mo-
nate August bis Dezember und die zweite Rate 
für die Monate Januar bis Juli gezahlt. Die erste 
Rate wird bis zum 15. Juni eines jeweiligen Jah-
res und die zweite Rate bis zum 10. Januar ei-
nes jeweiligen Jahres durch das Landesamt für 
Gesundheit und Soziales ausgezahlt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Bis zum 15. November eines jeweiligen Jah-
res rechnen die örtlichen Träger der öffentli-

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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chen Jugendhilfe beim Landesamt für Gesund-
heit und Soziales die auf das vorangegangene 
Ausbildungsjahr entfallenden Ausgleichsbe-
träge der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1 
in Verbindung mit § 14 Absatz 7 Satz 4 ab. Für 
die Abrechnung sind folgende Angaben erfor-
derlich: 

1. Name der Kindertageseinrichtung, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
2. Anzahl der Auszubildenden, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
3. Ausbildungsjahrgang und Ausbildungs-

jahr pro Person in Ausbildung, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Höhe der jeweils monatlichen Ausbil-
dungsvergütung pro Auszubildende 
oder Auszubildenden, differenziert 
nach dem Auszahlungsbetrag und dem 
monatlichen Arbeitgeberbeitrag nach 
Absatz 1 Satz 2 und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

5. Höhe des Prozentsatzes der Ausbil-
dungsvergütung ohne Arbeitgeberbei-
träge, gemessen an der Ausbildungs-
vergütung an dem TVAöD. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Das Landesamt für Gesundheit und Soziales 
setzt die Höhe der Ausgleichsbeträge fest. Die 
Differenz zwischen dem Ausgleichsbetrag nach 
Absatz 1 und dem Abschlagsbetrag nach Ab-
satz 2 für den jeweiligen örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe wird durch das Landes-
amt für Gesundheit und Soziales innerhalb von 
vier Wochen nach deren Festsetzung an die 
Landkreise und kreisfreien Städte als örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe ausgezahlt. 
Die aufgrund des Festsetzungsbescheides vom 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe an 
das Land zu erstattende Differenz zwischen 
dem Ausgleichsbetrag nach Absatz 1 und dem 
Abschlagsbetrag nach Absatz 2 ist an das Lan-
desamt für Gesundheit und Soziales zu erstat-
ten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Den Landkreisen und kreisfreien Städten 
wird ab dem Jahr 2024 für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben nach § 14 Absatz 8 Satz 5 und 
6 ein jährlicher Ausgleichsbetrag in Höhe von 
22 300 Euro gewährt. Der Ausgleichsbetrag 
wird wie folgt verteilt: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Landkreis Ludwigslust-Parchim 3 100 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Landkreis Mecklenburgische Seen-
platte 4 000 Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Landkreis Nordwestmecklenburg 2 200 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

4. Landkreis Rostock 3 200 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
5. Landkreis Vorpommern-Greifswald 

3 600 Euro, 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

6. Landkreis Vorpommern-Rügen 3 200 
Euro, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

7. Hansestadt Rostock 1 900 Euro, u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
8. Landeshauptstadt Schwerin 1 100 

Euro. 
u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Der Ausgleichsbetrag wird in monatlichen Teil-
beträgen zur Mitte des Monats ausgezahlt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 27 
Finanzielle Beteiligung der Gemeinden 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Gemeinden beteiligen sich für Kinder, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Ge-
meinde haben, in Höhe von 31,49 Prozent an 
den Kosten des in Anspruch genommenen Plat-
zes in einer Kindertageseinrichtung oder in der 
Kindertagespflege nach § 2 Absatz 1 bis 3. Der 
Anteil der Gemeinden für Kinder in Kinderta-
geseinrichtungen ist in den Vereinbarungen 
über Leistung, Entgelt und Qualitätsentwicklung 
nach § 24 Absatz 1 für die jeweilige Förderart 
und den Förderumfang auszuweisen. Bei Kin-
dern in der Kindertagespflege basiert die Be-
rechnung des monatlichen Betrages auf der 
Grundlage der Festlegung der laufenden Geld-
leistung nach § 23 Absatz 2a des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, ohne dass es einer ge-
sonderten Ausweisung bedarf. Die Festsetzung 
des gemeindlichen Anteils erfolgt durch Be-
scheid des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe. Sich bei der Festsetzung der Pau-
schale ergebende Bruchteile von 0,005 und 
mehr werden auf ganze Hundertstel aufgerun-
det, im Übrigen abgerundet. 

u n v e r ä n d e r t (1) Die Gemeinden beteiligen sich für Kinder, die ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in der Gemeinde haben, in Höhe von 31,49 Prozent an den Kosten 
des in Anspruch genommenen Platzes in einer Kindertageseinrichtung 
oder in der Kindertagespflege nach § 2 Absatz 1 bis 3. Der Anteil der Ge-
meinden für Kinder in Kindertageseinrichtungen ist in den Vereinbarun-
gen über Leistung, Entgelt und Qualitätsentwicklung nach § 24 Absatz 1 
für die jeweilige Förderart und den Förderumfang auszuweisen. Bei Kin-
dern in der Kindertagespflege basiert die Berechnung des monatlichen 
Betrages auf der Grundlage der Festlegung der laufenden Geldleistung 
nach § 23 Absatz 2a des Achten Buches Sozialgesetzbuch, ohne dass es 
einer gesonderten Ausweisung bedarf. Die Festsetzung des gemeindli-
chen Anteils erfolgt durch Bescheid des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe. Sich bei der Festsetzung der Pauschale ergebende Bruch-
teile von 0,005 und mehr werden auf ganze Hundertstel aufgerundet, im 
Übrigen abgerundet. 

 

(2) Die Gemeinde, in der die Förderung ange-
boten wird oder werden wird, ist an der Ver-
handlung über die Leistung, das Entgelt und die 
Qualitätsentwicklung nach § 24 Absatz 1 zu be-
teiligen. 

u n v e r ä n d e r t a u f g e h o b e n  

§ 28  
Finanzielle Beteiligung der örtlichen Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe gewähren monatlich zur Finanzierung 
der Kindertagesförderung den Trägern der Kin-
dertageseinrichtungen Entgelte nach § 24 Ab-
satz 1 und 3. Zur Finanzierung der Entgelte ver-
wenden die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe die Mittel des Landes, die von den 
Gemeinden zu entrichtenden kindbezogenen 
Anteile sowie eigene Mittel. Entsprechendes gilt 
für die laufende Geldleistung der Kindertages-
pflegepersonen nach § 23 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe leisten nur an Träger von Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertagespflegeperso-
nen, die die Standards dieses Gesetzes einhal-
ten und die Mittel ausschließlich zur Finanzie-
rung der Kindertagesförderung einsetzen. Die 
Mittel werden nur an solche Träger von Einrich-
tungen geleistet, die sich an den jeweiligen ta-
riflichen Bedingungen orientieren und sich ver-
pflichten, ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern ein Arbeitsentgelt mindestens in Höhe 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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des Mindestlohnes nach dem Mindestlohnge-
setz zu zahlen. 

§ 29 
Finanzielle Beteiligung der Eltern 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Eltern entrichten keine Beiträge zu den Ent-
gelten nach § 24 Absatz 1 und 3 sowie den lau-
fenden Geldleistungen der Kindertagespflege-
personen nach § 23 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch. Eltern tragen die Kosten der Ver-
pflegung in der Kindertagesförderung. Die Kos-
ten für die Verpflegung insgesamt und die Kos-
ten der Mittagsverpflegung sind gegenüber den 
Eltern jeweils gesondert auszuweisen. Über die 
für die Eltern vorgesehenen Kostenbeteiligun-
gen für die Verpflegung nach Satz 2 hinaus dür-
fen Zuzahlungen von den Eltern nur verlangt 
werden, wenn diese nicht die bereits vom Land, 
von den örtlichen Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe und von den Gemeinden finanzierten 
Leistungen betreffen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe ist zur Übernahme der Verpflegungskosten 
verpflichtet, soweit den Eltern eine Kostenbetei-
ligung nicht oder nur anteilig zuzumuten ist. Bei 
der Prüfung der Zumutbarkeit findet § 90 Absatz 
4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch An-
wendung. Der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe zahlt die zu übernehmenden Ver-
pflegungskosten an den Träger der Kinderta-
geseinrichtung oder an die Kindertagespflege-
person. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Eltern tragen die durch erhöhte Betreuungs-
zeiten bei Mehrbedarf nach § 7 Absatz 3 entste-
henden Kosten entsprechend einer Vereinba-
rung mit dem Träger der jeweiligen Einrichtung 
oder der Kindertagespflegeperson. Absatz 2 gilt 
entsprechend und § 90 Absatz 4 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch findet Anwendung. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 30 
Finanzierung bei Inanspruchnahme von 
Plätzen außerhalb des Zuständigkeitsbe-
reichs des örtlichen Trägers der öffentli-

chen Jugendhilfe 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Wählen Eltern für ihre Kinder eine Kinderta-
geseinrichtung oder eine Kindertagespflegeper-
son in Mecklenburg-Vorpommern außerhalb 
des Zuständigkeitsbereiches des örtlichen Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe, in dem das 
Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, so gilt 
für ihre finanzielle Beteiligung § 29. Für die fi-
nanzielle Beteiligung des örtlichen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe gilt § 28. Dabei sind die 
festgelegten Entgelte der Kindertageseinrich-
tung maßgeblich, die das Kind besucht. Ent-
sprechendes gilt für die Höhe der laufenden 
Geldleistung der Kindertagespflegeperson 
nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(2) Wählen Eltern für ihre Kinder mit gewöhnli-
chem Aufenthalt in Mecklenburg-Vorpommern 
eine Kindertageseinrichtung oder eine Kinder-
tagespflegeperson außerhalb von Mecklen-
burg-Vorpommern, so entrichtet der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe an die Kin-
dertageseinrichtung oder die Kindertagespfle-
geperson die Kosten der Kindertagesförderung, 
jedoch begrenzt auf das durchschnittlich entste-
hende Entgelt differenziert nach Betreuungsart 
und Betreuungsumfang im eigenen Zuständig-
keitsbereich. Die Eltern haben diejenigen Mehr-
kosten zu tragen, die dadurch entstehen, dass 
sie eine Kindertageseinrichtung oder Kinderta-
gespflegeperson außerhalb von Mecklenburg-
Vorpommern wählen. § 29 Absatz 2 gilt ent-
sprechend und § 90 Absatz 4 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch findet Anwendung. 
 
 
 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 6 
Vorrang bundesrechtlicher Regelungen, 

Auskünfte, Verordnungsermächtigungen, 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 31 
Vorrang bundesrechtlicher Regelungen 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Ansprüche auf Leistungen für Bildung und Teil-
habe nach § 28 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch, nach § 34 des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch und nach § 6b des Bundeskinder-
geldgesetzes bleiben unberührt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 32 
Einholung von Auskünften 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium kann bei den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, beim 
überörtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe, bei den Gemeinden sowie bei den berufli-
chen Schulen in öffentlicher und privater Trä-
gerschaft, den Einrichtungsträgern und bei den 
Kindertagespflegepersonen zum Zweck der 
Haushalts- und Finanzplanung, der Planung 
des Bedarfes an Ausbildungsplätzen für päda-
gogisches Personal in Mecklenburg- Vorpom-
mern, zur Entwicklung von Maßnahmen zur 
Fachkräftegewinnung und Fachkräftesiche-
rung, zur Umsetzung der Verpflichtungen des 
Landes nach § 6 des Gesetzes zur Weiterent-
wicklung der Qualität und zur Teilhabe in der 
Kindertagesbetreuung und diesem nachfolgen-
der Bundesgesetze sowie der Qualitätsentwick-
lung und Qualitätssicherung Auskünfte einho-
len und zu den vorgenannten Zwecken an an-
dere fachlich zuständige Ministerien weiterlei-
ten. Die Auskunftserteilung durch die in Satz 1 
genannten Auskunftspflichtigen hat in der durch 
das für die Kindertagesförderung zuständige 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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Ministerium festgelegten Form zu erfolgen. 
Wird hierfür eine Datenbank zur Verfügung ge-
stellt, sind die Auskunftspflichtigen verpflichtet, 
diese zu nutzen. 
Zur Beurteilung der Auswirkungen der Bestim-
mungen dieses Gesetzes und zu seiner Fort-
entwicklung übermitteln die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. dem Landesamt für Gesundheit und 
Soziales zum 30. Juni eines jeden Jah-
res die Anzahl der Fälle, die Ausgaben 
und die Einnahmen der örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe zur an-
teiligen oder vollständigen Übernahme 
der Verpflegungskosten nach § 29 Ab-
satz 2 in Verbindung mit § 90 Absatz 4 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
nach Förderart und Förderumfang des 
vergangenen Jahres, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. dem fachlich für die Kindertagesförde-
rung zuständigen Ministerium zum 15. 
Mai eines jeden Jahres die Höhe der 
nach § 24 vereinbarten Entgelte sowie 
der Verpflegungskosten, die Anzahl der 
belegten Plätze und die Anzahl der ge-
nehmigten Plätze für jede Kindertages-
einrichtung und jede Kindertagespfle-
geperson zu dem in § 101 Absatz 2 
Nummer 10 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch genannten Stichtag und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. dem fachlich für die Kindertagesförde-
rung zuständigen Ministerium die Höhe 
der nach § 24 vereinbarten differenzier-
ten Entgelte, Inhalt, Umfang und Quali-
tät der Leistungsangebote, die be-
triebsnotwendigen Ausgaben ein-
schließlich der Investitionen, die Ver-
pflegungskosten und die Anzahl der 
diesen Entgelten zugrunde gelegten 
belegten Plätze für jede Kindertages-
einrichtung und die Höhe der laufenden 
Geldleistung für jede Kindertagespfle-
geperson sowie die vom Einrichtungs-
träger gemäß § 24 Absatz 1 Satz 8 mit-
zuteilenden Einnahmen und Ausgaben. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

 u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe können bei den Gemeinden sowie 
den Einrichtungsträgern und Kindertagespfle-
gepersonen zum Zwecke der Sicherstellung ei-
ner bedarfsgerechten Förderung in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich Auskünfte einholen. Die 
vorgenannten Stellen sind zur Erteilung der 
Auskünfte an die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe verpflichtet. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Zum Zwecke der Feststellung des Aus-
baustandes und des Bedarfs ganztägiger Bil-

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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dungs- und Betreuungsangebote sowie der Bil-
dungsplanung für Kinder in den Jahrgangsstu-
fen eins bis vier werden an Grundschulen, För-
derschulen oder Freien Waldorfschulen mit Pri-
marbereich (auch in schulorganisatorisch ver-
bundenen Systemen, zum Beispiel mit Regio-
naler Schule, soweit sie von Kindern im Grund-
schulalter besucht werden) durch das für die 
Schule zuständige Ministerium statistische Er-
hebungen durchgeführt. 
(3a) Die Ganztagsförderungsstatistik wird als 
Bundesstatistik gemäß § 1 Nummer 1 Buch-
stabe b des Landesstatistikgesetzes vom Sta-
tistischen Amt Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
desamt für innere Verwaltung) erstellt. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3b) Die Erhebungen der in den §§ 98 Absatz 1 
Nummer 1a, 99 Absatz 7c und 100 des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch genannten Daten er-
folgen im Rahmen der Erhebung zur amtlichen 
Schulstatistik über das Schul-, Informations- 
und Planungssystem Mecklenburg-Vorpom-
mern (SIP M-V). 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3c) Auskunftspflichtig sind die Schulleitungen 
oder die Staatlichen Schulämter. Soweit Erhe-
bungsmerkmale an den Schulen nicht vorlie-
gen, sind auch die Lehrkräfte sowie die Eltern 
minderjähriger Schülerinnen und Schüler aus-
kunftspflichtig. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3d) Die Auskunftspflicht der Eltern minderjähri-
ger Schülerinnen und Schüler nach Absatz 3c 
gegenüber der Schule besteht für die Erhe-
bungsmerkmale: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

1. Anzahl der Wochenstunden, die das 
Kind in Angeboten nach § 24 Absatz 4 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
verbringt, und 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Art der Angebote nach § 24 Absatz 4 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3e) Als zu erfassende außerunterrichtliche An-
gebote nach § 24 Absatz 4 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch gelten im Rahmen der vorlie-
genden Statistik nur solche Angebote, die in ei-
ner erlaubnispflichtigen Einrichtung nach § 45 
in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Satz 1 des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch durchgeführt 
werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3f) Die Vorschriften des Bundesstatistikgeset-
zes, des Landesstatistikgesetzes, der Schulsta-
tistikverordnung und der Schuldatenschutzver-
ordnung gelten entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

§ 33 
Prüfungsrechte 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Einhaltung der Leistungs- und Qualitäts-
vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 und 3 kann 
durch die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe beim Träger der Kindertageseinrich-

(1) Die Einhaltung der Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen nach § 
24 Absatz 1 und 3 kann durch die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe beim Träger der Kindertageseinrichtung geprüft werden. Die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können im Beneh-
men mit den Belegenheitsgemeinden bei den Trägern der Kinder-
tageseinrichtung prüfen, ob die Vereinbarungen nach § 24 Absatz 

(1) Die Einhaltung der Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen nach § 24 
Absatz 1 und 3 kann durch die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe beim Träger der Kindertageseinrichtung geprüft werden. Die örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können im Benehmen mit 
den Belegenheitsgemeinden bei den Trägern der Kindertagesein-
richtung prüfen, ob die Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 und 3 

Der Aufwand der Prüfung muss für den 
Träger der Einrichtung bürokratiearm und 
mit dem vorhandenen Personal leistbar 
sein.  
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tung geprüft werden. Der örtliche Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe wird ermächtigt, entspre-
chende Prüfungsanordnungen zu erlassen. 

1 und 3 eingehalten worden sind und ob die im Rahmen der Ver-
einbarungen geltend gemachten Aufwendungen für die Leis-
tungserbringung erforderlich waren. Der örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe wird ermächtigt, entsprechende Prüfungsanordnun-
gen zu erlassen. 

eingehalten worden sind und ob die im Rahmen der Vereinbarungen 
geltend gemachten Aufwendungen für die Leistungserbringung er-
forderlich waren. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird 
ermächtigt, entsprechende Prüfungsanordnungen zu erlassen. 

Darüber hinaus ist der Personalaufwand 
und ggf. Aufwuchs im Hinblick auf Mehr-
kosten für das Land zu hinterfragen. 
 
Doppel- und Mehrfachprüfungen bei einem 
Kita-Träger müssen durch entsprechende 
Abstimmung der Prüfbehörden vermieden 
werden. 
 

(2) Die Einrichtungsträger sind verpflichtet, den 
örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
die zur Prüfung nach Absatz 1 erforderlichen 
Unterlagen, Nachweise und Informationen zu-
gänglich zu machen. Die Einrichtungsträger ha-
ben bei der Feststellung der Sachverhalte, die 
für die Einhaltung der Leistungs- und Qualitäts-
vereinbarungen erheblich sein können, mitzu-
wirken. Sie haben insbesondere Auskünfte zu 
erteilen, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäfts-
papiere und andere Urkunden zur Einsicht und 
Prüfung vorzulegen, die zum Verständnis der 
Aufzeichnungen erforderlichen Erläuterungen 
zu geben und die jeweiligen örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe bei der Ausübung ihrer 
Befugnisse zu unterstützen. Sind die Auskünfte 
zur Verwirklichung des Prüfungszwecks unzu-
reichend, ist der jeweilige örtliche Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe berechtigt, Dritte um 
Auskunft zu ersuchen. Der jeweilige örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist berech-
tigt, während der Öffnungszeiten die Kinderta-
geseinrichtung zu betreten und zu besichtigen. 
Bei der Besichtigung der Kindertageseinrich-
tung soll der Träger der Kindertageseinrichtung 
hinzugezogen werden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

 (3) Belegenheitsgemeinden können im Benehmen mit dem je-
weils zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
eigene Prüfungen nach Absatz 1 durchführen. Absatz 2 gilt ent-
sprechend. 
 

(3) Belegenheitsgemeinden können im Benehmen mit dem jeweils 
zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe eigene 
Prüfungen nach Absatz 1 durchführen. Absatz 2 gilt entsprechend. 
 

 

(3) Das Land kann im Einvernehmen mit den 
örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
die in Absatz 1 genannten Prüfungsrechte und 
Ermächtigungen an ihrer Stelle wahrnehmen. 
Absatz 2 gilt entsprechend. Die Wahrneh-
mungsberechtigung des Landes ist durch den 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 
die Vereinbarungen nach § 24 Absatz 1 und 3 
dieses Gesetzes aufzunehmen. Das Ergebnis 
einer Prüfung durch das Land ist dem Träger 
der Kindertageseinrichtung und dem jeweils zu-
ständigen örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe mitzuteilen. 

(3) (4) Das Land kann im Einvernehmen mit den örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe die in Absatz 1 genannten Prüfungsrechte und 
Ermächtigungen an ihrer Stelle wahrnehmen. Absatz 2 gilt entspre-
chend. Die Wahrnehmungsberechtigung des Landes ist durch den ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in die Vereinbarungen nach 
§ 24 Absatz 1 und 3 dieses Gesetzes aufzunehmen. Das Ergebnis 
einer Prüfung durch das Land ist dem Träger der Kindertageseinrich-
tung und dem jeweils zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe mitzuteilen. 

(3) (4) Das Land kann im Einvernehmen mit den örtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe die in Absatz 1 genannten Prüfungsrechte und 
Ermächtigungen an ihrer Stelle wahrnehmen. Absatz 2 gilt entsprechend. 
Die Wahrnehmungsberechtigung des Landes ist durch den örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe in die Vereinbarungen nach § 24 Absatz 
1 und 3 dieses Gesetzes aufzunehmen. Das Ergebnis einer Prüfung 
durch das Land ist dem Träger der Kindertageseinrichtung und dem je-
weils zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe mitzutei-
len. 

 

(4) Im Rahmen der überörtlichen Kommunal-
prüfung kann auch der Landesrechnungshof 
die Einhaltung der Vereinbarungen über Leis-
tung, Entgelt und Qualitätsentwicklung nach § 
24 Absatz 1 und 3 überprüfen. 

(4) (5) Darüber hinaus kann das Land im Benehmen mit dem je-
weils zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
und der Belegenheitsgemeinde eigene Prüfungen nach Absatz 1 
durchführen. Absatz 2 gilt entsprechend. 
 

(4) (5) Darüber hinaus kann das Land im Benehmen mit dem jeweils 
zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und der 
Belegenheitsgemeinde eigene Prüfungen nach Absatz 1 durchfüh-
ren. Absatz 2 gilt entsprechend. 
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 (6) Im Rahmen der überörtlichen Kommunalprüfung kann auch 
der Landesrechnungshof prüfen, ob die Vereinbarungen nach § 
24 Absatz 1 und 3 eingehalten worden sind und ob die im Rahmen 
der Vereinbarungen geltend gemachten Aufwendungen für die 
Leistungserbringung erforderlich waren. 
 

(6) Im Rahmen der überörtlichen Kommunalprüfung kann auch der 
Landesrechnungshof prüfen, ob die Vereinbarungen nach § 24 Ab-
satz 1 und 3 eingehalten worden sind und ob die im Rahmen der Ver-
einbarungen geltend gemachten Aufwendungen für die Leistungser-
bringung erforderlich waren. 
 

 

 (7) Führen das Land, die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe oder die Belegenheitsgemeinden Prüfungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 5 durch, haben sie den Träger der Kindertagesein-
richtung und die jeweils nicht an der Prüfung beteiligten Prüfbe-
rechtigten über das Ergebnis zu informieren. 

(7) Führen das Land, die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe oder die Belegenheitsgemeinden Prüfungen nach den Absätzen 
1 bis 5 durch, haben sie den Träger der Kindertageseinrichtung und 
die jeweils nicht an der Prüfung beteiligten Prüfberechtigten über 
das Ergebnis zu informieren. 

 

§ 34 
Verordnungsermächtigung 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die inhaltliche Ausgestal-
tung und Durchführung der frühkindlichen Bil-
dung nach § 3 Absatz 1 bis 5 zu regeln. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die inhaltliche Ausgestal-
tung und Durchführung der individuellen Förde-
rung nach § 3 Absatz 6 und 7 und der gezielten 
individuellen Förderung nach § 3 Absatz 6 so-
wie deren Finanzierung und die Verteilung der 
Mittel des § 26 Absatz 5 zu regeln. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit der Staatskanzlei, dem für Kom-
munalangelegenheiten zuständigen Ministe-
rium, dem für Finanzen zuständigen Ministe-
rium und nach Beteiligung der kommunalen 
Landesverbände durch Rechtsverordnung den 
örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 
zusätzliche finanzielle Mittel für pädagogische 
Fach- oder Assistenzkräfte zur Verfügung zu 
stellen und die Höhe der Ausgleichsbeträge so-
wie das Verfahren für die Verteilung und Aus-
zahlung der Ausgleichsbeträge an die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festzulegen. 
Die Rechtsverordnung ist vor der Verkündung 
dem Landtag zuzuleiten. Sie kann durch Be-
schluss des Landtages geändert oder abge-
lehnt werden. Der Beschluss des Landtages 
wird dem für die Kindertagesförderung zustän-
digen Ministerium zugeleitet. Das für die Kin-
dertagesförderung zuständige Ministerium ist 
bei der Verkündung der Rechtsverordnung an 
den Beschluss gebunden. Hat sich der Landtag 
nach Ablauf von drei Sitzungswochen seit Ein-
gang einer Rechtsverordnung nicht mit ihr be-
fasst, so wird die unveränderte Rechtsverord-
nung dem für die Kindertagesförderung zustän-
digen Ministerium zur Verkündung zugeleitet. 
Der Landtag befasst sich mit der Rechtsverord-
nung auf Antrag von so vielen Mitgliedern des 
Landtages, wie zur Bildung einer Fraktion erfor-
derlich sind. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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(4) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die nähere Ausgestaltung 
der Meldungen im Zusammenhang mit § 26 Ab-
satz 3 und 4 sowie der Auskünfte nach § 32 Ab-
satz 1 zu regeln. 

u n v e r ä n d e r t  u n v e r ä n d e r t   

(5) Das fachlich für die Kindertagesförderung 
zuständige Ministerium wird im Einvernehmen 
mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nä-
here zum Verfahren, Inhalt und Umfang der je-
weiligen Prüfung nach § 33, der Umsetzung der 
Mitteilungspflichten sowie zur Zuständigkeit 
festzulegen. Dazu gehören insbesondere Best-
immungen über die Festsetzung zur Erfassung 
der Einnahmen und der dem Prüfungszeitraum 
zuzuordnenden Ausgaben zur Erfüllung der 
Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarung. 
Die Verordnung kann Regelungen treffen über 
die Art und den Umfang der Erfassung der per-
sonellen Ausstattung, der Leitungsanteile und 
der sonstigen Verwaltungskosten, der Anzahl 
der betreuten Kinder, den Umfang und die Art 
der jeweiligen Betreuung, die durchschnittli-
chen Belegungszahlen, die Anzahl der Kinder 
pro Gruppe und das Verhältnis von Krippe und 
Kindergarten und Horten in altersgemischten 
Gruppen, die Öffnungszeiten und die Schließ-
zeiten. Die Rechtsverordnung soll die Darstel-
lung der den Entgelten zuzurechnenden be-
triebsnotwendigen Investitionen, Mieten und 
Betriebskosten festlegen und Vorgaben für die 
Fristen zur Aufbewahrung der erforderlichen 
Belege und Unterlagen enthalten. Satzungen 
nach § 24 Absatz 1 Satz 7 sind nachrangig. 

(5) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium 
wird im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zum Verfahren, In-
halt und Umfang der jeweiligen Prüfung nach § 33, der Umsetzung der 
Mitteilungspflichten sowie zur Zuständigkeit festzulegen. Dazu gehö-
ren insbesondere Bestimmungen über die Festsetzung zur Erfassung 
der Einnahmen und der dem Prüfungszeitraum zuzuordnenden Aus-
gaben zur Erfüllung der Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinba-
rung. Die Verordnung kann Regelungen treffen über die Art und den 
Umfang der Erfassung der personellen Ausstattung, der Leitungsan-
teile und der sonstigen Verwaltungskosten, der Anzahl der betreuten 
Kinder, den Umfang und die Art der jeweiligen Betreuung, die durch-
schnittlichen Belegungszahlen, die Anzahl der Kinder pro Gruppe und 
das Verhältnis von Krippe und Kindergarten und Horten in altersge-
mischten Gruppen, die Öffnungszeiten und die Schließzeiten. Die 
Rechtsverordnung soll die Darstellung der den Entgelten zuzurech-
nenden betriebsnotwendigen Investitionen, Mieten und Betriebskosten 
festlegen und Vorgaben für die Fristen zur Aufbewahrung der erforder-
lichen Belege und Unterlagen enthalten. Satzungen nach § 24a Ab-
satz 3 Satz 5 sind nachrangig. 

(5) Das fachlich für die Kindertagesförderung zuständige Ministerium wird 
im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zum Verfahren, Inhalt und Um-
fang der jeweiligen Prüfung nach § 33, der Umsetzung der Mitteilungs-
pflichten sowie zur Zuständigkeit festzulegen. Dazu gehören insbeson-
dere Bestimmungen über die Festsetzung zur Erfassung der Einnahmen 
und der dem Prüfungszeitraum zuzuordnenden Ausgaben zur Erfüllung 
der Leistungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarung. Die Verordnung kann 
Regelungen treffen über die Art und den Umfang der Erfassung der per-
sonellen Ausstattung, der Leitungsanteile und der sonstigen Verwaltungs-
kosten, der Anzahl der betreuten Kinder, den Umfang und die Art der je-
weiligen Betreuung, die durchschnittlichen Belegungszahlen, die Anzahl 
der Kinder pro Gruppe und das Verhältnis von Krippe und Kindergarten 
und Horten in altersgemischten Gruppen, die Öffnungszeiten und die 
Schließzeiten. Die Rechtsverordnung soll die Darstellung der den Entgel-
ten zuzurechnenden betriebsnotwendigen Investitionen, Mieten und Be-
triebskosten festlegen und Vorgaben für die Fristen zur Aufbewahrung der 
erforderlichen Belege und Unterlagen enthalten. Satzungen nach § 24a 
Absatz 4 Satz 4 sind nachrangig. 

 

§ 35 
Übergangsvorschriften 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(1) Bis zum Abschluss neuer Vereinbarungen 
über Leistung, Entgelt und Qualitätsentwicklung 
nach § 24 Absatz 1 und 3 bemisst sich der er-
höhte Bedarf an Hortförderung während der 
Schulferien nach § 7 Absatz 5 Satz 2 an den 
täglichen Kosten pro Stunde. Die täglichen Kos-
ten pro Stunde errechnen sich auf der Grund-
lage der zum Zeitpunkt des Beginns der jeweili-
gen Schulferien vereinbarten monatlichen Ent-
gelte nach § 24 Absatz 1 und 3 für einen Ganz-
tagsplatz; rückwirkende Festsetzungen der Ent-
gelte sind nicht zu berücksichtigen. Der Betrag 
pro Stunde errechnet sich aus 80 Prozent des 
monatlichen Entgeltes nach Satz 2, dividiert 
durch 21 Tage und sechs Stunden. Der sich 
nach Satz 3 ergebende Betrag ist auf zwei Stel-
len nach dem Komma aufzurunden. Für die Ab-
rechnung der Kosten der Träger der Kinderta-
geseinrichtungen gegenüber dem örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe gilt das fol-
gende Verfahren: 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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1. Der Träger der Kindertageseinrichtung 
meldet dem örtlichen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe innerhalb von vier 
Wochen nach dem Ende der jeweiligen 
Schulferien die Angaben für den tat-
sächlich in Anspruch genommenen er-
höhten Bedarf an Hortförderung in der 
jeweiligen Kindertageseinrichtung. In 
der Meldung sind die Kinder zu benen-
nen, die den erhöhten Bedarf an Hort-
förderung während der Schulferien in 
Anspruch genommen haben. Die Mel-
dung soll in elektronischer Form erfol-
gen. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

2. Für die Abrechnung der Kosten für den 
erhöhten Bedarf an Hortförderung wäh-
rend der Schulferien hat der Träger der 
Kindertageseinrichtung das vom örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe bereitgestellte Formular zu ver-
wenden. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

3. Der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe prüft die von dem Träger der 
Kindertageseinrichtung gemeldeten 
Angaben und setzt den als richtig aner-
kannten Auszahlungsbetrag fest. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Die Regelungen in § 6 Absatz 6 Satz 1 bis 3 zur 
Glaubhaftmachung des erhöhten Bedarfs wäh-
rend der Schulferien gelten entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(2) Abweichend von der Regelung in § 14 Ab-
satz 7 Satz 2 und 3 kann in der Zeit vom 1. Au-
gust 2023 bis 31. Juli 2025 eine Anrechnung 
der Auszubildenden auf den Stellenanteil einer 
Fachkraft gemäß § 14 Absatz 7 Satz 1 Nummer 
1 und 2 erfolgen, wenn dies vom Träger der Kin-
dertageseinrichtung im Rahmen der Verhand-
lungen nach § 24 Absatz 1 und 3 geltend ge-
macht wird. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(3) Abweichend von der Regelung in § 14 Ab-
satz 8 Satz 5 und 6 hat der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe den Trägern der Kin-
dertageseinrichtungen die Ausbildungsvergü-
tung für Personen, die ab Beginn des neuen 
Ausbildungsjahrganges 2023/2024 zu staatlich 
anerkannten Erzieherinnen und Erziehern für 0- 
bis 10-Jährige ausgebildet werden, für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Juli 2024 
als Einmalzahlung zu erstatten. 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

(4) Abweichend von der Regelung in § 26b Ab-
satz 2 und 3 gewährt das Land den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Juli 
2024 Ausgleichsbeträge für die Ausbildungs-
vergütung für Personen, die ab Beginn des 
neuen Ausbildungsjahrganges 2023/2024 zu 
staatlich anerkannten Erzieherinnen und Erzie-
hern für 0- bis 10-Jährige ausgebildet werden, 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  
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als Einmalzahlung. Das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales setzt nach Prüfung der 
nach § 26b Absatz 3 Satz 2 einzureichenden 
Unterlagen die Höhe der Ausgleichsbeträge 
fest und zahlt diese innerhalb von vier Wochen 
nach deren Festsetzung an die Landkreise und 
kreisfreien Städte als örtliche Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe aus. 

§ 36 
Evaluation 

u n v e r ä n d e r t u n v e r ä n d e r t  

Dieses Gesetz, insbesondere auch die Rege-
lungen zu den Prüfungsrechten, ist im Jahr 
2025 unter Berücksichtigung wissenschaftlicher 
Standards zu evaluieren. 

u n v e r ä n d e r t  u n v e r ä n d e r t   

 § 37 
Experimentierklausel 

§ 37 
Experimentierklausel 

 

 Zur Erprobung innovativer Konzepte für den Betrieb von Kinder-
tageseinrichtungen oder die Finanzierung der Kindertagesförde-
rung kann das für die Kindertagesförderung zuständige Ministe-
rium für die Dauer von höchstens fünf Jahren von den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes und der hierzu ergangenen Ausführungsver-
ordnungen abweichen. Insbesondere kann das Ministerium in Ab-
weichung von § 24 Absatz 3 festlegen, dass eine vom Land be-
stimmte unparteiische Schiedsperson, welche die Befähigung für 
den höheren nichttechnischen Verwaltungsdienst hat, im Falle 
des Nichtzustandekommens einer Vereinbarung nach § 24 Absatz 
1 entscheidet und das entsprechende Verfahren näher ausgestal-
ten. 

(1) Zur Erprobung innovativer Verfahren im Zusammenhang mit den 
Verhandlungen nach § 24 Absatz 1 und 3 kann das für die Kinderta-
gesförderung zuständige Ministerium für die Dauer von höchstens 
fünf Jahren durch Erlass von den Vorschriften dieses Gesetzes und 
der hierzu ergangenen Ausführungsverordnungen abweichen. 
 

  

  (2) Abweichend von § 24 Absatz 1 kann das Ministerium insbeson-
dere bestimmen, dass bei Trägern mit mehreren Kindertageseinrich-
tungen die Verhandlungen im Einvernehmen der Vertragsparteien 
auch auf Verbandsebene oder in Form von Verbundverhandlungen 
geführt werden können. 

 

  (3) Abweichend von § 24 Absatz 3 kann das Ministerium insbeson-
dere bestimmen, dass im Falle des Nichtzustandekommens einer 
Vereinbarung nach § 24 Absatz 1 eine von ihm benannte unparteii-
sche Schiedsperson mit Befähigung für den höheren nichttechni-
schen Verwaltungsdienst entscheidet.  

Zur möglichen Einführung einer Schieds-
person im Rahmen der Experimentierklau-
sel sollte ein Wahlrecht zwischen Schieds-
person und Schiedsstelle vorgesehen wer-
den. 
 
Vorschlag: 
 
„…Befähigung für den höheren nichttech-
nischen Verwaltungsdienst im Einverneh-
men der Vertragsparteien entscheidet.“ 
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